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Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG);  

Nutzungsänderung der Eisenbahnwerkstattgebäude „Dampflokhalle" zum  

Museum mit Veranstaltungshalle mit Gastronomie und Museumswerkstatt  

und „nördlicher Ringlokschuppen" zum Ausstellungsgebäude „Rundhaus  

Europa" im Bahnpark Augsburg  

Ihr Antrag vom 25.03.2024 in Form der Änderungsanträge vom 16.05.2024 

sowie 20.02. und 09.03.2026 auf Änderung des Planfeststellungsbeschlus-

ses vom 18.12.2017 in der Fassung des Planänderungsbescheids vom 

22.08.2022: Verlegung der Freischank- und Veranstaltungsfläche vor der 

südlichen Montierung in den Bereich Vorplatz zwischen mittlerer Montie-

rung und Firnhaberstraße, Ausweisung zusätzlicher Stellplätze, Nutzungs-

änderungen einzelner Räumlichkeiten und Flächen im Innenbereich der 

Dampflokhalle sowie Änderungen der Wegeführung 

 

Anlagen: neu einzufügende Planunterlagen  

1a      Erläuterungsbericht Tektur Stand 09.03.2026 

5c      Dampflokhalle Kennwerte und Stellplatznachweis Tektur 

6c      Dampflokhalle Grundriss Erdgeschoß und Außenanlagen Tektur M 1: 100 

7a      Dampflokhalle Grundriss Kellergeschoß und Obergeschoß Tektur M 1: 100 

8c      Dampflokhalle Ansichten Tektur M 1: 100 

10c    Dampflokhalle Grundkonzept Brandschutz Plan 01 Grundrisse, Lageplan     

          Tektur Stand 15.04.2026 

11c    Dampflokhalle Brandschutzkonzept Plan 02 Schnitte Tektur  

          Stand 15.04.2026 

11d    Dampflokhalle Brandschutzkonzept Plan 03 Ansichten Tektur  

          Stand 15.04.2026 
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12d    Dampflokhalle geprüfter Brandschutznachweis Tektur Stand 15.04.2026 mit Anlagen 

12f     Prüfbericht Bescheinigung Brandschutz Stand 13.05.2026 mit Anlagen 

13      Dampflokhalle Feuerwehrzufahrtsplan Tektur Stand 05.11.2025 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren der Bahnpark Augsburg gGmbH, 

 

die Regierung von Oberbayern erlässt folgenden Änderungsplanfeststellungsbeschluss: 

 

1. Der durch Planfeststellungsbeschluss vom 18.12.2017 in der Fassung des Planän-

derungsbescheids vom 22.08.2022 festgestellte Plan der Bahnpark Augsburg 

gGmbH für die Nutzungsänderung der Eisenbahnwerkstattgebäude „Dampflokhal-

le" zum Museum mit Veranstaltungshalle mit Gastronomie und Museumswerkstatt  

und „nördlicher Ringlokschuppen" zum Ausstellungsgebäude „Rundhaus  

Europa" im Bahnpark Augsburg wird auf deren Änderungsantrag vom 25.03.2024 in 

Form der weiteren Änderungsanträge vom 16.05.2024 sowie 20.02. und 09.03.2026  

hin, der insbesondere die Verlegung der Freischank- und Veranstaltungsfläche vor 

der südlichen Montierung in den Bereich Vorplatz zwischen mittlerer Montierung 

und Firnhaberstraße, die Ausweisung zusätzlicher Stellplätze, Nutzungsänderungen 

einzelner Räumlichkeiten und Flächen im Innenbereich der Dampflokhalle sowie die 

Änderung der Wegeführung betrifft, wie nachfolgend beschrieben geändert: 

 

Der geänderte festgestellte Plan umfasst nunmehr zusätzlich folgende Unterlagen: 

1a      Erläuterungsbericht Tektur Stand 09.03.2026 

5c      Dampflokhalle Kennwerte und Stellplatznachweis Tektur 

6c      Dampflokhalle Grundriss Erdgeschoß und Außenanlagen Tektur M 1: 100 

7a      Dampflokhalle Grundriss Kellergeschoß und Obergeschoß Tektur M 1: 100  

8c      Dampflokhalle Ansichten Tektur M 1: 100 

10c    Dampflokhalle Grundkonzept Brandschutz Plan 01 Grundrisse, Lageplan     

                      Tektur Stand 15.04.2026 

11c    Dampflokhalle Brandschutzkonzept Plan 02 Schnitte Tektur  

                      Stand 15.04.2026 

11d    Dampflokhalle Brandschutzkonzept Plan 03 Ansichten Tektur  

                      Stand 15.04.2026 

12d    Dampflokhalle geprüfter Brandschutznachweis Tektur Stand 15.04.2026 mit  

           Anlagen 

12f     Prüfbericht Bescheinigung Brandschutz Stand 13.05.2026 mit Anlagen 

13      Dampflokhalle Feuerwehrzufahrtsplan Tektur Stand 05.11.2025 

Die im Planfeststellungsbeschluss vom 18.12.2017 in der Fassung des Planände-

rungsbescheids vom 22.08.2022 aufgeführten Unterlagen: 

05a.      Dampflokhalle Kennwerte 

06a.      Dampflokhalle Grundriss Erdgeschoss und Außenanlagen M 1: 100 

07.        Dampflokhalle Grundriss Kellergeschoss und Obergeschoss M 1: 100  

08a.      Dampflokhalle Ansichten M 1: 100 

10a.      Dampflokhalle Grundkonzept Brandschutz Plan 01 Grundrisse, Lageplan     

11a.      Dampflokhalle Brandschutzkonzept Plan 02 Ansichten, Schnitte 

12a.      Dampflokhalle Brandschutznachweis 
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sind nicht mehr Bestandteil des festgestellten Plans. 

Bei Widersprüchen zwischen den durch Planfeststellungsbeschluss vom 18.12.2017 

planfestgestellten und weiterhin gültigen Unterlagen und den in diesem Ände-

rungsplanfeststellungsbeschluss zusätzlich planfestgestellten Unterlagen sind die 

Inhalte der in diesem Änderungsplanfeststellungsbeschluss zusätzlich planfestge-

stellten Unterlagen maßgeblich.  

 

2. Nebenbestimmungen zur Entscheidung unter 1.: 

 

2.1       Die Nebenbestimmung II.2.1 des Planfeststellungsbeschlusses vom 18.12.2017 wird  

            wie folgt neu gefasst: 

 Es dürfen sich nicht mehr als 850 (in Worten achthundertfünfzig) Besucher gleich-

zeitig auf dem gesamten Museumsgelände inklusive integrierter Museumsgastro-

nomie, Rundhaus, Museumswerkstatt und Veranstaltungsfläche aufhalten, hiervon 

maximal 600 Besucher in der südlichen Montierung, maximal 360 Besucher in der 

mittleren Montierung und maximal 50 Besucher in der nördlichen Montierung der 

Dampflokhalle. Auf den Parkplätzen befindliche Personen sind hierbei nicht zu be-

rücksichtigen. Die Bahnpark Augsburg gGmbH hat diese Beschränkung durch ge-

eignete Maßnahmen sicherzustellen. Sie hat die Einhaltung dieser Maßgabe auf An-

forderung jederzeit unverzüglich gegenüber der Stadt Augsburg und der Regierung 

von Oberbayern nachzuweisen. 

 

2.2       Die Sätze 1 und 2 der Nebenbestimmung II.3.1 des Planfeststellungsbeschlusses 

vom 18.12.2017 werden aufgehoben. 

 

2.3       Vor Inbetriebnahme des geänderten Eisenbahnmuseums mit mehr als 200 Besu-

chern ist an der Dampflokhalle eine Blitzschutzanlage nach § 14 Abs. 4 der Ver-

sammlungsstättenverordnung (VStättV) zu installieren und in Betrieb zu nehmen 

und die südliche und die mittlere Montierung sind jeweils mit einer Sprinkleranlage 

nach DIN EN 12845 auszustatten, die sich in der mittleren Montierung über alle Ge-

schoße erstreckt. Diese muss an eine Brandmeldezentrale angeschlossen sein. 

Beim Auslösen einer selbsttätigen Feuerlöschanlage muss eine Brandmeldung 

selbsttätig an die örtlich zuständige Feuerwehreinsatzleitstelle oder Integrierte Leit-

stelle erfolgen 

Die wesentlichen Anlagenteile der Feuerlöschanlage, insbesondere Pumpenanlagen 

und deren Schaltschrank, Druckhalteanlagen und -einrichtungen mit Armaturen, 

Alarmventile, Hilfsaggregate und Hauptabsperrschieber, Steuer- und Meldeeinhei-

ten müssen in einem eigenen Raum, der als Feuerlöschzentrale bezeichnet wird, 

aufgestellt werden. Bei dezentral aufgestellten Alarmventilen und Sprinklerunter-

zentralen kann die bauliche Abtrennung entfallen, wenn der Zugriff Unbefugter 

durch geeignete Maßnahmen, beispielsweise Drahtgitter, verhindert wird und es 

sich um einen durch Sprinkler geschützten Bereich handelt. Der Zugang zur Feuer-

löschzentrale muss zu jeder Zeit, insbesondere auch im Brandfall, rasch und ge-

fahrlos möglich sein. Die Wirkung automatischer Feuerlöschanlagen darf durch 

Einbauten, Raumausstattungen oder sonstige Gegenstände nicht beeinträchtigt 

werden. Bedienungsvorrichtungen für Rauchabzugs-, Feuerlösch-, Brandmelde-, 

Alarmierungs- und Lautsprecheranlagen müssen in einem für die Feuerwehr leicht 
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zugänglichen Raum, der Brandmelder- und Alarmzentrale, zusammengefasst wer-

den. 

Die Brandmeldeanlage ist in allen Montierungshallen und in der mittleren Montie-

rung über alle Geschoße auszuführen. Sie ist mit automatischen und nichtautomati-

schen Meldern und gemäß der DIN 14675 und der DIN VDE 0833-2 mit Schutzum-

fang Vollschutz zu planen und auszuführen. 

Die Ausführungsplanung der Brandmeldeanlage ist vor Beginn der Bauausführung 

mit dem Amt für Brand- und Katastrophenschutz der Stadt Augsburg abzustimmen. 

In sämtlichen Montierungen der Dampflokhalle sind Alarmierungs- und Lautspre-

cheranlagen einzurichten, mit denen im Gefahrenfall Besucher, Mitwirkende und Be-

triebsangehörige alarmiert und Anweisungen erteilt werden können.  

 

2.4       Leitungsdurchführungen in Wänden und Decken mit Brandschutzanforderungen 

sind nach der Richtlinie über Brandschutzanforderungen bei Leitungsanlagen 

(LAR), die auf der Internetseite des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, 

Bau und Verkehr (StMB) unter  

https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/27_richtlinie-

brandschutztechnische-anforderungen-leitungsanlagen.pdf abgedruckt ist, zu 

schotten. 

 

2.5       Feuer- und Rauchschutztüren dürfen nur mit zugelassenen Feststellanlagen dauer-

haft offengehalten werden. 

 

2.6      Die Feuerwehrzufahrt auf das Grundstück ist gemäß der Richtlinie über Flächen für 

die Feuerwehr, die auf der Internetseite des StMB unter 

https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/buw/baurechtundtechnik/27_richtlinie-

flaechen-feuerwehr.pdf abgedruckt ist, herzustellen. 

 

2.7      Die Trennwände im Kellergeschoß der Dampflokhalle müssen die Anforderungen 

des Art. 27 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) erfüllen, insbesondere sind sie 

von Rohdecke zu Rohdecke zu führen. 

 

2.8      Fenster, Türen und mit Abschlüssen versehene Öffnungen zur Rauchableitung 

müssen Vorrichtungen zum Öffnen haben, die von jederzeit zugänglichen Stellen 

aus leicht von Hand bedient werden können; sie können an einer jederzeit zugängli-

chen Stelle zusammengeführt werden. 

 

2.9 Türen in Rettungswegen müssen in Fluchtrichtung aufschlagen und dürfen 

keine Schwellen haben. Während des Aufenthalts von Personen in der Dampflokhal-

le müssen die Türen der jeweiligen Rettungswege jederzeit von innen leicht, ohne 

besondere Hilfsmittel und in voller Breite geöffnet werden können. 

 

2.10    Fenster zur Rauchableitung in der Außenwand müssen im oberen Raumdrittel an-

geordnet werden. 

 

2.11     Die Anordnung der Sitz- und Stehplätze einschließlich der Plätze für 
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Rollstuhlbenutzer, der Bühnen-, Szenen- oder Spielflächen sowie der Verlauf der 

Rettungswege ist in einem Bestuhlungs- und Rettungswegeplan im Maßstab von 

mindestens 1: 200 darzustellen. Sind verschiedene Anordnungen vorgesehen, so ist 

für jede ein besonderer Plan anzufertigen und auf Anforderung dem Amt für Brand- 

und Katastrophenschutz der Stadt Augsburg und der Regierung von Oberbayern 

jederzeit unverzüglich vorzulegen. 

 

2.12    Bei lichtdurchlässigen Bedachungen über Versammlungsräumen müssen 

schwerentflammbare Baustoffe, die nicht brennend abtropfen können, verwendet 

werden. 

 

2.13 Die Dauer des Funktionserhalts der Leitungsanlagen im Brandfall muss bei automa-

tischen Feuerlöschanlagen mindestens 90 Minuten betragen, bei Sicherheitsbe-

leuchtungsanlagen, Brandmeldeanlagen einschließlich der zugehörigen Übertra-

gungsanlagen und bei Anlagen zur Alarmierung und Erteilung von Anweisungen an 

Besucher und Beschäftigte mindestens 30 Minuten. 

 

2.14   Die Bahnpark Augsburg gGmbH hat im Einvernehmen mit dem Amt für Brand- und 

Katastrophenschutz der Stadt Augsburg eine Brandschutzordnung, die die Teile A, 

B und C umfasst, aufzustellen und durch Aushang bekannt zu machen. In der 

Brandschutzordnung sind insbesondere die Erforderlichkeit und die Aufgaben ei-

nes Brandschutzbeauftragten und der Kräfte für den Brandschutz sowie die Maß-

nahmen festzulegen, die zur Rettung von Menschen mit Behinderung, insbesondere 

Rollstuhlbenutzern, erforderlich sind. 

 

2.15    Die sicherheitstechnischen Einrichtungen - selbsttätige Feuerlöschanlagen, Brand-

melde- und Alarmierungsanlagen sowie Sicherheitsstromversorgung - müssen von 

befugten Personen im Sinne der Verordnung über Prüfungen von sicherheitstechni-

schen Anlagen und Einrichtungen (SPrüfV) vor der ersten Inbetriebnahme, nach 

wesentlichen Änderungen und in wiederkehrenden Abständen alle drei Jahre auf ih-

re Wirksamkeit und Betriebssicherheit geprüft werden. 

Von Prüfsachverständigen für die Prüfung sicherheitstechnischer Anlagen und Ein-

richtungen ist die Wirksamkeit und Betriebssicherheit von sicherheitstechnischen 

Einrichtungen gemäß § 2 Abs. 1 SPrüfV zu bescheinigen. Die Bahnpark Augsburg 

gGmbH hat daher Bescheinigungen über die Prüfung selbsttätiger Feuerlöschanla-

gen, von Brandmelde- und Alarmierungsanlagen und von Sicherheitsstromversor-

gungen von Prüfsachverständigen nach § 24 der Verordnung über die Prüfingenieu-

re, Prüfämter und Prüfsachverständigen im Bauwesen (PrüfVBau) einzuholen. 

           Von Sachkundigen im Sinne des § 2 Abs. 4 SPrüfV hat die Bahnpark Augsburg 

gGmbH Fachunternehmererklärungen über die Prüfung be- und hinterleuchteter 

Rettungswegkennzeichnungen, von Sicherheitsbeleuchtungen, von tragbaren Feu-

erlöschen, von Türen mit elektrischen Verriegelungen in Rettungswegen, sofern 

vorhanden, von Blitzschutzanlagen und der Errichtung der Rauchabzugsflächen in 

ausreichender Größe im Dach einzuholen. 

Für die Bauprodukte und Bauarten Feuerschutz- und Rauchschutzabschlüsse ein-

schließlich Brandschutztüren, Feststellanlagen - sofern vorhanden -, Brandschutz-

verglasungen, Kabel- und Rohrabschottungen, sofern vorhanden, Nachweise harter 
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Bedachung, nichtbrennbare Dämmstoffe und Unterdecken, schwerentflammbare 

Bekleidungen, Metallständerwände und Trockenbauwände mit Anforderungen an 

den Feuerwiderstand, sofern vorhanden, Installationskanäle mit Anforderungen an 

den Feuerwiderstand, sofern vorhanden, sind die Ver- oder Anwendbarkeitsnach-

weise einschließlich der Übereinstimmungsbestätigungen und -erklärungen oder al-

ternativ die Leistungserklärungen einzuholen, zudem Nachweise über organisatori-

sche und betriebliche Maßnahmen in Form einer Bestätigung und/oder Freigabe der 

örtlich zuständigen Feuerwehr über die Erstellung/Aktualisierung der Feuerwehr-

pläne, die angesprochene Brandschutzordnung und die Feuerwehrpläne. 

Sämtliche Nachweise sind auf Anforderung der Regierung von Oberbayern sowie 

der Stadt Augsburg jederzeit unverzüglich vorzulegen. 

 

2.16    Für Ausschmückungen darf nur mindestens schwerentflammbares Material ver-

wendet werden. Ausschmückungen müssen unmittelbar an Wänden, Decken oder 

Ausstattungen angebracht werden. Frei im Raum hängende Ausschmückungen 

sind nur zulässig, wenn sie einen Abstand von mindestens 2,50 m zum Fußboden 

haben. Ausschmückungen aus natürlichem Pflanzenschmuck dürfen sich nur, so-

lange sie frisch sind, in den Räumen befinden. Brennbares Material muss von 

Zündquellen wie Scheinwerfern oder Heizstrahlern so weit entfernt sein, dass es 

durch diese nicht entzündet werden kann. 

 

2.17  Die ordnungsgemäße Bauausführung ist durch einen Prüfsachverständigen für 

Brandschutz im Sinne des § 19 Abs. 1 Satz 2 PrüfVBau zu bescheinigen. Die Bahn-

park Augsburg gGmbH hat die gewählte Prüfperson rechtzeitig vor Aufnahme der 

Nutzung aufzufordern, die Bauausführung vor Ort stichprobenartig zu überwachen. 

 

2.18   Die Bahnpark Augsburg gGmbH hat vor Aufnahme der Nutzung des Museums in 

seiner geänderten Form den Prüfbericht eines Prüfamtes, Prüfingenieurs oder eines 

Prüfsachverständigen für Standsicherheit über die ordnungsgemäße Bauausfüh-

rung der tragenden und aussteifenden Bauteile mit Anforderungen an den Feuerwi-

derstand der Regierung von Oberbayern sowie der Stadt Augsburg vorzulegen. Er-

folgt keine Prüfung, ist der vom Tragwerkplaner unterzeichnete Kriterienkatalog 

vorzulegen. 

 

2.19 Die im Bereich des Fußes der Fluchttreppe auf der Westseite des Obergeschoßes 

der mittleren Montierung der Dampflokhalle befindliche Umstellvorrichtung der 

Weiche 61 ist vor der Inbetriebnahme der neuen Nutzung des Obergeschoßes zu 

entfernen. 

 Bevor im Brandfall Schläuche über betrieblich genutzte Gleise des Bahnparks ge-

legt werden, müssen die Gleise betrieblich gesperrt werden. 

 

2.20 Die Grundstückszufahrt ist während der Öffnungszeiten des Eisenbahnmuseums 

zur Straße hin dauerhaft offen zu halten. Die Sichtfelder im Bereich der Grund-

stücksausfahrt sind freizuhalten. 
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2.21    Die vier Behindertenparkplätze sind in einer Breite von jeweils 4,00 m herzustellen. 

Stattdessen ist auf einen Sonderabstellplatz an der Ostseite des Geländes zu ver-

zichten.  

 

2.22 Im gesamten auf dem im Eigentum der Bahnpark Augsburg gGmbH befindlichen 

Bereich des stillgelegten Gleises 1 Bww und östlich hiervon, soweit dieser nicht in 

der planfestgestellten Unterlage 6c, Dampflokhalle Grundriss Erdgeschoß und Au-

ßenanlagen Tektur M 1: 100 als aufgekieste Fläche gekennzeichnet ist, ist natürliche 

Sukzession zuzulassen. Aufwachsende Sträucher sind alle 5 bis 10 Jahre zu entfer-

nen, um den Status Altgrasbestand und Initialvegetation zu erhalten. 

  Die Freifläche an der Ostseite der südlichen Montierung ist, soweit sie nicht in der 

planfestgestellten Unterlage 6c als aufgekieste Fläche gekennzeichnet ist, als Roh-

boden für Initialvegetation anzulegen mit dem Ziel einer extensiven Begrünung und 

nach vorheriger Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde der Stadt Augs-

burg und der höheren Naturschutzbehörde der Regierung von Schwaben mit Ele-

menten für Eidechsen und Ansaat falterfreundlicher Pflanzen auszustatten. 

In den beiden freien Eckflächen an der südwestlichen und südöstlichen Grund-

stücksgrenze, die nicht in der planfestgestellten Unterlage 6c als aufgekieste Fläche 

gekennzeichnet sind, ist Initialvegetation zuzulassen. Zusätzlich ist in jeder Eckflä-

che nach vorheriger Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde der Stadt 

Augsburg und der höheren Naturschutzbehörde der Regierung von Schwaben je ein 

eidechsenoptimierter Steinhaufen anzulegen. 

Die Gebäude Dampflokhalle und Rundhaus Europa sind spätestens ein Jahr nach 

Erlass dieses Planfeststellungsbeschlusses von einer naturschutzfachkundigen 

Person unter Verwendung eines Batcorders auf das Vorhandensein von Vögeln und 

Fledermäusen zu durchsuchen. Der unteren Naturschutzbehörde der Stadt Augs-

burg und der höheren Naturschutzbehörde der Regierung von Schwaben ist der 

Termin mindestens zwei Wochen vorher mitzuteilen und ihren Vertretern ist eine 

Teilnahme zu ermöglichen. Über die Begehung ist eine Niederschrift mit aussage-

kräftigem Bildmaterial anzufertigen und der unteren Naturschutzbehörde der Stadt 

Augsburg sowie der höheren Naturschutzbehörde der Regierung von Schwaben 

spätestens vier Wochen nach der Begehung zu übermitteln. Sollten Vorkommen 

von Vögeln oder Fledermäusen gefunden werden, sind in Abstimmung mit den bei-

den Naturschutzbehörden von diesen als erforderlich erachtete weitere Maßnahmen 

zum Schutz der Population zu ergreifen. 

 

2.23 Die Ausstellungs- und Seminarräume im Obergeschoß der Dampflokhalle müssen 

kontrastreich ausgestattet, barrierefrei zugänglich und mit Hörschleifen für hörbe-

hinderte Besucher ausgeführt werden. 

 Sämtliche Ein- und Ausgänge sowie Notausgänge der Dampflokhalle ins Freie sind 

baulich so anzugleichen, dass eine Schwelle von maximal 1 cm Höhe besteht. 

 Abweichend von den Einzeichnungen in der planfestgestellten Unterlage 6c,       

Dampflokhalle Grundriss Erdgeschoß und Außenanlagen Tektur M 1: 100, ist von 

den Behindertenparkplätzen 1 und 2 zum Bereich der Behindertenparkplätze 84 und 

85 und von dort zum Haupteingang der Dampflokhalle ein 1,80 m breiter Weg statt 

aufzukiesen zu asphaltieren oder anderweitig erschütterungsarm, eben, rutschfest 

und sicher zu befestigen, das gilt ebenso für die Parkplätze selbst.    
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3. Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von Nebenbestimmungen 

zur Entscheidung unter 1. bleibt vorbehalten. 

 

4.  Im Übrigen gelten die im Planfeststellungsbeschluss vom 18.12.2017 verfügten Re-

gelungen und Nebenbestimmungen zum Planfeststellungsbeschluss, soweit sie 

nicht durch den Planänderungsbescheid vom 22.08.2022 aufgehoben wurden, ein-

schließlich des im Planfeststellungsbeschluss vom 18.12.2017 unter III. festgesetz-

ten Nebenbestimmungsvorbehalts unverändert weiter. 

 

5.  Die Bahnpark Augsburg gGmbH hat die Kosten dieses Änderungsplanfeststel-

lungsbeschlusses zu tragen. Die Höhe der Gebühren und Auslagen wird mit geson-

dertem Bescheid festgesetzt. 

 

   

Gründe: 

 

 

A. Zuständigkeit 

 

Die Zuständigkeit der Regierung von Oberbayern zum Erlass dieses Beschlusses ergibt sich aus 

§ 18 Abs. 1 Satz 3 AEG i. V. m. § 74 Abs. 1 Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) 

und § 23 Abs. 1 Nr. 2 der Verordnung über Zuständigkeiten im Verkehrswesen (ZustVVerk).  

Von der Stadt Augsburg wurde in einer Stellungnahme zum Verfahren ebenso wie in mehreren 

Einwendungen von Privatpersonen die Frage aufgeworfen, ob es sich bei der geplanten intensi-

veren Nutzung weiterhin um eine eisenbahnbetriebsbezogene Nutzung handelt oder um eine 

bahnfremde Nutzung, die ein eigenes Genehmigungsverfahren in der Zuständigkeit der Bauauf-

sichtsbehörde nach sich ziehen würde. 

Hierzu ist jedoch auszuführen, dass bereits in der Nebenbestimmung II.1.2 des Planfeststel-

lungsbeschlusses vom 18.12.2017 klar festgelegt wurde, dass Veranstaltungen nur durchgeführt 

werden dürfen, wenn ein direkter Bezug zum Betrieb des Eisenbahnmuseums und dem Zweck 

der Bildung, des Studiums und des Erlebens von Eisenbahngeschichte, -handwerk und - 

kultur besteht. In den Antragsunterlagen zur nunmehrigen Änderung wurden hierzu keine Ände-

rungen beantragt. Soweit im Erläuterungsbericht zur Tektur, planfestgestellte Unterlage 1a, und  

im geprüften Brandschutznachweis zur Dampflokhalle, planfestgestellte Unterlage 12d, als bei-

spielhafte Veranstaltungen Feierlichkeiten zur Übergabe neuer Züge von der Bahnindustrie an 

die Deutsche Bahn (DB) AG, Jubiläumsfeiern privater Eisenbahnverkehrsunternehmen, Re-

cruiting-Messen für Eisenbahnunternehmen, Veranstaltungen für Mitarbeiter des Bayerischen 

Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr, Lesungen, Hochzeiten für Lokführer, Produkt-

vorstellungen, Schulungen oder Tagungen genannt werden, sind damit nach dem objektiven 

Empfängerhorizont ausschließlich solche Veranstaltungen bezeichnet, die bei näherer Betrach-

tung ihres Inhalts den benannten Eisenbahnbezug aufweisen. Bei weiteren im Brandschutzkon-

zept beispielhaft genannten Fällen wie etwa Konzerten oder Jazzmusik, die nur in ganz besonde-

ren Konstellationen den erforderlichen Eisenbahnbetriebsbezug haben können, ist zu berücksich-

tigen, dass auch eisenbahnfremde Veranstaltungen gemäß Nebenbestimmung II.1.3 des Plan-

feststellungsbeschlusses vom 18.12.2017 im Einzelfall durch das Ordnungsamt der Stadt Augs-

burg genehmigt werden können und der Brandschutznachweis ein allgemein gültiges Dokument 
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darstellt, das für die Beurteilung der Einhaltung von Brandschutzvorschriften unabhängig von der 

inhaltlichen Ausrichtung der jeweiligen Veranstaltung Bedeutung besitzt. 

Die Zuständigkeit der Regierung von Oberbayern ist also gegeben. 

Die eisenbahnrechtliche Planfeststellung macht darüber hinaus nahezu alle nach anderen 

Rechtsvorschriften notwendigen öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligun-

gen und Zustimmungen entbehrlich gem. § 75 Abs. 1 VwVfG. 

 

 

B. Verfahren 

 

1. Die Bahnpark Augsburg gGmbH, im Folgenden Antragstellerin genannt, beantragte mit Schrei-

ben vom 25.03.2024, eingegangen bei der Regierung von Oberbayern am 27.03.2024, den mit 

Planfeststellungsbeschluss vom 18.12.2017, ergänzt um den Planänderungsbescheid vom 

22.08.2022, festgestellten Plan über die Nutzungsänderung der Eisenbahnwerkstattgebäude 

„Dampflokhalle" zum Museum mit Veranstaltungshalle mit Gastronomie und Museumswerkstatt  

und „nördlicher Ringlokschuppen" zum Ausstellungsgebäude „Rundhaus Europa" im Bahnpark 

Augsburg zu ändern. Das Museum hatte seinen Betrieb im Dezember 2022 aufgenommen. Ge-

genstand des Änderungsantrags vom 27.03.2024 sind im Wesentlichen die Verlegung der Frei-

schank- und Veranstaltungsfläche vor der südlichen Montierung in den Bereich Vorplatz zwischen 

mittlerer Montierung und Firnhaberstraße, die Ausweisung zusätzlicher Stellplätze, Nutzungsän-

derungen einzelner Räumlichkeiten und Flächen im Innenbereich sowie eine Änderung der We-

geführung. Mit E-Mail vom 16.05.2024 wurden einzelne Unterlagen von der Antragstellerin noch-

mals in leicht überarbeiteter Fassung eingereicht. 

 

2. Die Regierung von Oberbayern hörte zum Änderungsantrag verschiedene in ihrem Aufgaben-

bereich betroffene Behörden, die Stadt Augsburg, die Regierung von Schwaben und das Was-

serwirtschaftsamt Augsburg, an und beteiligte hausintern ihre Landeseisenbahnaufsichtsbehörde. 

Die beteiligten Institutionen äußerten sich zum Tekturantrag. Die Regierung von Oberbayern lei-

tete die Äußerungen an die Antragstellerin weiter und bat sie, ihrerseits hierzu Stellung zu neh-

men, was erfolgte. 

 

3.  Die das Vorhaben darstellenden Pläne wurden nach vorheriger Bekanntmachung im Amtsblatt 

der Regierung von Oberbayern am 21.06.2024 und der Augsburger Allgemeinen Zeitung am 

22.06.2024 in der Zeit vom 24.06. bis 23.07.2024 auf der Homepage der Regierung von 

Oberbayern unter 

https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/planfeststellung/oeffentlichkeit/landesentwic

klung_verkehr/index.html - unter „Eisenbahnrechtliche Anhörungsverfahren“ – zur öffentlichen 

Einsichtnahme ausgelegt. Innerhalb der bis zum 06.08.2024 laufenden Einwendungsfrist wurden 

drei Einwendungen von Privatpersonen gegen die Planung erhoben, in denen insbesondere die 

mangelhafte Barrierefreiheit des Vorhabens kritisiert wurde.   

 

4.   Mit Schreiben vom 20.02.2026, eingegangen bei der Regierung von Oberbayern am 

25.02.2026, sowie mit E-Mail vom 09.03.2026 reichte die Antragstellerin unter Berücksichtigung 

der im Verfahren eingegangenen Behördenstellungnahmen und Einwendungen nochmals gering-

fügig geänderte und ergänzte Antragsunterlagen bei der Regierung von Oberbayern ein. 
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5.   Die Regierung von Oberbayern hörte zu diesem Änderungsantrag die in ihrem Aufgaben-

bereich betroffenen Behörden an, beteiligte hausintern ihre Landeseisenbahnaufsichtsbehör-

de und gab den Personen, die Einwendungen erhoben hatten, Gelegenheit zur Stellungnah-

me. Die Beteiligten äußerten sich auch zu diesem Tekturantrag. Die Regierung von Oberbay-

ern leitete auch diese Äußerungen an die Antragstellerin weiter und bat sie, ihrerseits hierzu 

Stellung zu nehmen, was erfolgte. 

 

6.   Mit E-Mail vom 19.05.2026 reichte die Antragstellerin den am 15.04.2026 nochmals er-

gänzten und nunmehr von einem Prüfsachverständigen geprüften Brandschutznachweis samt 

Prüfungsergebnis bei der Regierung von Oberbayern ein. 

 

7. Auf die Durchführung eines Termins zur Erörterung der Stellungnahmen und Einwendun-

gen wurde nach § 18a Abs. 5 AEG verzichtet. 

 

 

C. Beschreibung der Änderungen 

 

Die im Einzelnen im Tekturantrag beantragten Änderungen sind in der neu planfestgestellten Un-

terlage 1a, Erläuterungsbericht Tektur Stand 09.03.2026, im Einzelnen beschrieben. 

 

Hierbei handelt es sich um folgende Änderungen: 

Nach zwischenzeitlich erfolgter Stilllegung und Freistellung einiger Gleise von Eisenbahnbe-

triebszwecken im Süden und Osten der Dampflokhalle werden die dort befindlichen Freiflächen 

neu gestaltet.   

Auf die bisher notwendigen Bahnübergänge von der Firnhaberstraße über das direkt an der 

Grundstücksgrenze liegende, mittlerweile von Eisenbahnbetriebszwecken freigestellte Gleis 1 

Bww, das sogenannte Zaungleis, wird verzichtet. Stattdessen werden nun 85 Kraftfahrzeugstell-

plätze südlich und östlich der Dampflokhalle mit einer Länge von 5 m, die mit Ausnahme von 4 an 

der Nordseite der Parkzone befindlichen Behindertenstellplätzen 2,30 m breit sind, vorgesehen. 

Auf die bisher ausgewiesenen Stellplätze auf der nicht im Eigentum der Antragstellerin befindli-

chen weiter südlichen Fläche der Lufthalle wird hingegen verzichtet. Die Zahl der Fahrradabstell-

plätze wird von bisher 29 auf 73 erhöht, zudem sollen insgesamt 8 Sonderabstellplätze mit einer 

Breite von je 1 m ausgewiesen werden. Die Parkplatzfläche bleibt wie bisher aufgekiest und ver-

sickerungsfähig, es findet keine Asphaltierung statt. 

Die bisher im Bereich der nunmehrigen Parkplätze vorgesehene Freischank- und Veranstaltungs-

fläche vor der südlichen Montierung wird verlegt in den Bereich Vorplatz zwischen Mittlerer Mon-

tierung und Firnhaberstraße unmittelbar südlich des Haupteingangs zum Museum und soll dort 

bis zu 45 Gastplätze umfassen. 

Auf die genehmigte Nutzung als Küche im westlichen Anbau im Erdgeschoß der südlichen 

Montierung wird ebenfalls verzichtet. Stattdessen soll dort ein Abstellraum eingerichtet werden. 

Gemäß dem überarbeiteten Brandschutzkonzept sollen sich in der südlichen Montierung je nach 

Bestuhlungsplan insgesamt bis zu 600 Personen aufhalten dürfen für Großveranstaltungen wie 

beispielsweise Feierlichkeiten zur Übergabe neuer Züge von der Bahnindustrie an die DB, Jubi-

läumsfeiern privater Eisenbahnverkehrsunternehmen, Recruiting-Messen für Eisenbahnunter-

nehmen oder Veranstaltungen für Mitarbeiter des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, 

Bau und Verkehr. Die Gesamtzahl der Beschäftigten in Catering und Service bei großen Veran-

staltungen soll bis zu 24 Personen betragen. 
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Die bisher genehmigte Theke im Erdgeschoß der mittleren Montierung wird von der Ostseite in 

den zentralen Bereich der Halle verlegt und nimmt nun auch die Funktionen Kasse und Shop auf. 

Auf das genehmigte Stuhllager im mittleren der drei Nebenräume auf der Westseite wird verzich-

tet. Stattdessen wird dort die Küche eingerichtet. Zudem wird statt der bisher genehmigten Nut-

zung Kasse/Shop im nördlichsten Nebenraum der mittleren Montierung dort ein Abstellraum für 

die Küche eingerichtet. Gemäß dem überarbeiteten Brandschutzkonzept sollen sich im Haupt-

raum der mittleren Montierung, der im Ostteil das Museumsbistro enthält, je nach Bestuhlungs-

plan bis zu 150 Personen sitzend oder bis zu 200 Personen stehend aufhalten dürfen. In der 

Schmiede, dem südlichsten der drei Nebenräume auf der Westseite der mittleren Montierung, 

sollen handwerkliche Vorführungen und Veranstaltungen mit bis zu 40 Personen stattfinden. 

Die Besucherführung in der nördlichen Montierung wird geändert und verkürzt; dadurch werden 

die Werkstattbereiche und die Bereiche, die öffentlich für Besucher zugänglich sind, eindeutiger 

als bisher voneinander getrennt: Auf den bisher genehmigten Besucherweg zwischen den Glei-

sen 1N und 2N in der Halle wird verzichtet. Stattdessen werden die Besucher direkt nach Passie-

ren des Eingangs von Süden her kommend Richtung Westen aus der Halle in Richtung Überweg 

über das Gleis 21Bw zum Rundhaus geführt. Es sollen bis zu 50 Besucher in der nördlichen Mon-

tierung sowie, wie bisher, bis zu 15 Beschäftigte in der Werkstatt Platz finden. 

Der Besucherweg im Inneren und der Werkstattbereich wird ebenso wie der Besucherweg im 

Außenbereich und das Gleis 21Bw durch Poller mit Dreifachketten voneinander getrennt. Flucht-

wege und Notausgänge sind hingegen auf die Tore an der Nordseite der nördlichen Montierung 

ausgerichtet.  

Die Räume Kellerbereich K1, Kellerbereich K2 und Keller im Untergeschoß der mittleren Montie-

rung sollen künftig als Lagerräume genutzt werden.  

Im bisher ungenutzten Obergeschoß der mittleren Montierung sind nunmehr Räume für Seminare 

und/oder Ausstellungen, beispielsweise von Modellbahnen, sowie ein Büro geplant. Die Entfluch-

tung der beiden Trakte erfolgt getrennt über zwei neue außenliegende Fluchttreppen aus Stahl im 

Osten und im Westen. Im Obergeschoß sollen sich künftig bis zu 120 Personen aufhalten dürfen: 

Im westlichen Bereich in zwei Räumen für die Nutzung als Seminarräume für jeweils 16 Besucher 

– insgesamt 32 Personen - oder ggf. als Ausstellungsräume mit insgesamt bis zu 60 Personen 

und im östlichen Bereich 3 Schulungs- bzw. Seminar- bzw. Ausstellungsräume für jeweils 20 Per-

sonen, also insgesamt 60 Personen. 

Zudem soll die Dampflokhalle mit Einrichtungen zur Beheizung, Bühnen- und Veranstaltungs-

technik sowie weiteren elektrischen Beleuchtungseinrichtungen versehen werden. 

 

 

D. Umweltauswirkungen des Vorhabens 

 

Im Vorgriff auf den Planfeststellungsbeschluss vom 18.12.2017 hat die Regierung von Oberbay-

ern am 08.12.2017 entschieden, dass auf eine formelle Umweltverträglichkeitsprüfung verzichtet  

werden kann.  

Einwirkungen der Inhalte des Änderungsantrags hinsichtlich der Verlegung der Freischank- und 

Veranstaltungsfläche vor der südlichen Montierung der Dampflokhalle in den Bereich des Vor-

platzes zwischen mittlerer Montierung und Firnhaberstraße, der Ausweisung zusätzlicher Stell-

plätze und der Nutzungsänderungen einzelner Räumlichkeiten und Flächen im Innenbereich der 

Dampflokhalle sowie der Änderungen der Wegeführung auf die Schutzgüter des UVPG liegen 

nicht vor. Im Einzelnen:  
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Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch  

Die beantragten Änderungen haben keine Auswirkungen auf den Lärm- und Erschütterungs-

schutz. Nennenswerte zusätzliche Emissionen durch den Museumsbetrieb können lediglich in 

Form von Lärmemissionen bei der Besucheran- und -abfahrt auf dem Parkplatz sowie bei einzel-

nen Veranstaltungen und durch den Gastronomiebetrieb auftreten. Die Antragstellerin hatte im 

Verfahren vor dem Erlass des ursprünglichen Planfeststellungsbeschlusses vom 18.12.2017 

hierzu ein schalltechnisches Gutachten der accon Gmbh, Augsburg, vorgelegt, welches unter Nr. 

17 Bestandteil der seinerzeit planfestgestellten Unterlagen ist. Dieses kommt zusammenfassend 

zu dem Ergebnis, dass auch in Zusammenschau mit der Belastung durch weitere Betriebe und 

Anlagen in der Nachbarschaft die durch die beantragte Nutzung auf die nächstgelegene Wohn-

bebauung einwirkenden Schallimmissionen die gesetzlichen Grenzwerte vollständig einhalten.  

Aufgrund der nunmehr beantragten Änderungen ist, wie die Antragstellerin schlüssig vorgetragen 

hat und wie die Fachstellenanhörung im Verfahren bestätigt hat, weder mit Geräuschentwicklun-

gen noch mit Geruchsemissionen zu rechnen, die über das bisher genehmigte Maß hinaus ge-

hen. Auch in Bezug auf Belichtung, Erholung oder Sicherheit haben die Änderungen der Tektur 

keine erheblichen negativen Auswirkungen im Vergleich zur bisherigen Planung. Die Erholungs-

funktion für die Besucher des Museums wird aufgrund der Erhöhung der Nutzungsmöglichkeiten 

gesteigert. 

 

Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen  

Aufgrund der Änderungen der Planung kommt es zu keinen zusätzlichen Eingriffen in Natur und 

Landschaft. Es ergeben sich durch die Tektur keine zusätzlichen oder anderen erheblichen Aus-

wirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen. 

 

Auswirkungen auf das Schutzgut Boden 

Durch die Änderungen gemäß Tektur ergeben sich in der Bilanzierung der dauerhaften Versiege-

lung bisher unversiegelter Flächen gegenüber der Entsiegelung bisher versiegelter Flächen keine 

signifikanten Änderungen gegenüber der bisherigen Planung. Die Parkplatzflächen bleiben auf-

gekiest und versickerungsfähig. An der Gesamtbeurteilung ändert sich, auch in Bezug auf Altlas-

ten und Kampfmittel, nichts.  

 

Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser  

Wie insbesondere aus der Stellungnahme des örtlich zuständigen Wasserwirtschaftsamts zum 

Vorhaben hervorgeht, ergibt sich durch die Änderungen gemäß der Tekturplanung keine von der 

bisherigen Situation abweichende Beurteilung im Hinblick auf das Schutzgut Wasser. 

 

Auswirkungen auf die Schutzgüter Klima und Luft  

Es ergeben sich durch die Tektur im Vergleich zum bisher planfestgestellten Zustand keine zu-

sätzlichen Fällungen von Gehölzen. Es können durch die Planänderung keine zusätzlichen signi-

fikanten Auswirkungen auf Luftqualität und/oder Mikroklima festgestellt werden. 

 

Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft - Orts- und Stadtbild 

Mit Ausnahme der Anlage der Fluchttreppen, die sich von der Bauart her an den Gebäudestil an-

passen, liegen keine äußerlich sichtbaren baulichen Veränderungen am Gebäude der Dampflok-

halle vor. Es ergeben sich oberirdisch keine relevanten städtebaulichen Auswirkungen. Auch die 

Erhöhung der Kraftfahrzeugstellplätze von bisher 29 auf 85 hat keine erheblichen nachteiligen 
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Auswirkungen auf das Stadtbild, zumal das Gesamtbild des Parkplatzes als überwiegend aufge-

kieste Fläche keine Veränderungen erfährt. 

 

Auswirkungen auf das Schutzgut Kulturgüter  

Durch die Änderungen der Tektur ergibt sich keine von der bisherigen Situation negativ abwei-

chende Beurteilung. Das Museum selbst als Kulturstätte erfährt durch die Tektur eine Aufwer-

tung. 

 

Erhebliche Einwirkungen der Inhalte des Änderungsantrags der vorliegenden Tektur auf umwelt-

relevante Gesichtspunkte liegen, auch unter Berücksichtigung der Wechselwirkungen, insgesamt 

gesehen im Vergleich zum Planfeststellungsbeschluss vom 18.12.2017 nicht vor, so dass ihre 

umweltrelevanten Auswirkungen der Feststellung der Pläne nicht entgegenstehen. Auf die Be-

kanntmachung vom 08.12.2017 und die Ausführungen im Planfeststellungsbeschluss vom 

18.12.2017 wird im Übrigen Bezug genommen. Mit den beantragten Planänderungen sind insge-

samt, wie die Fachstellenanhörung bestätigt hat, keine erheblichen nachteiligen Umweltauswir-

kungen verbunden.  

 

 

E.  Planrechtfertigung 

 

Eine Planrechtfertigung ist gegeben, wenn für das beabsichtigte Vorhaben gemessen an den 

Zielsetzungen des jeweiligen Fachplanungsrechts ein Bedarf besteht, die geplante Maßnahme 

unter diesem Blickwinkel also erforderlich ist. Dies ist hier der Fall.  

 

Auf die Ausführungen im für das Gesamtvorhaben ergangenen Planfeststellungsbeschluss vom 

18.12.2017 der Regierung von Oberbayern wird insoweit verwiesen. 

 

Die mit der Tektur beantragten Planänderungen haben sich als vorteilhaft für den Zweck des 

Vorhabens herausgestellt.  

Die mittlerweile erfolgten Stilllegungen nach § 11 AEG und Freistellungen von Eisenbahnbe-

triebszwecken nach § 23 AEG verschiedener Gleise auf dem überplanten Museumsgelände er-

lauben eine neue, zweckmäßigere und wirtschaftlichere Gestaltung der Freiflächen im Süden und 

Osten der Dampflokhalle.  

Insbesondere wird die Anlage von zusätzlichen Stellplätzen auf eigenem Grund möglich, was 

mehr Besuchern ermöglicht, das Museum mit dem motorisierten Individualverkehr zu erreichen. 

Auch die Änderungen im Inneren der Dampflokhalle ermöglichen eine Erhöhung der Besucher-

zahl und führen zu einer Ausweitung des kulturellen Angebots des Museums. 

Die Änderung der Besucherführung in der nördlichen Montierung der Dampflokhalle, durch die 

die Werkstattbereiche und die Bereiche, die öffentlich für Besucher zugänglich sind, eindeutiger 

als bisher voneinander getrennt werden, führt zu einer Erhöhung der Betriebssicherheit. 

 

Die für den gegenständlichen Änderungsantrag von der Antragstellerin dargelegten Begründun-

gen sind schlüssig und können nach Anhörung der betroffenen Träger öffentlicher Belange im 

Verfahren bestätigt werden.  

 

 

F.  Planungsgrundsätze, Abwägung 
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1. Vereinbarkeit mit Bauplanungsrecht 

 

Im Anhörungsverfahren wurde die Frage aufgeworfen, ob durch die Änderung des Planfeststel-

lungsbeschlusses ein Planungserfordernis im Sinne des § 1 Abs. 3 des Baugesetzbuchs 

(BauGB) ausgelöst wird. 

Vorliegend handelt es sich jedoch, wie auch von der Stadt Augsburg in ihrer Stellungnahme zum 

Vorhaben zutreffend ausgeführt wurde, um ein Vorhaben von überörtlicher Bedeutung im Sinne 

des § 38 Satz 1 BauGB. Dies gilt sowohl hinsichtlich des Schienenverkehrs, da historische Ei-

senbahnfahrzeuge aus ganz Europa auch aktuell über die nach wie vor in Funktion befindliche 

Eisenbahninfrastruktur zum Rundhaus Europa angeliefert werden können, als auch hinsichtlich 

der kulturellen Bedeutung des Eisenbahnmuseums. In Bayern mit seinen über 2.000 Gemeinden 

existieren, wie etwa der Webseite https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_von_Eisenbahnmuseen ent-

nommen werden kann, nur etwas mehr als 10 Eisenbahnmuseen und Museumseisenbahnen, so 

dass jedem einzelnen von diesen eine stark überörtliche Bedeutung zukommt. Hinzu kommt das 

spezielle kulturelle Angebot des Bahnparks mit seinen Ausstellungen, das eisenbahninteressierte 

Besucher aus ganz Europa anzieht. 

Städtebauliche Belange stehen der Genehmigung der Nutzung durch einen zahlenmäßig größe-

ren Personenkreis als bisher nicht entgegen; insbesondere wurde im Planfeststellungsbeschluss 

vom 18.12.2017 wurde in der Nebenbestimmung II.5.1 ein zulässiger Betrieb bis 22 Uhr festge-

setzt, der auch den An- und Abfahrtverkehr auf dem Parkplatz umfasst. Diese Nebenbestimmung 

bleibt nach wie vor gültig und es wurde diesbezüglich keine Änderung beantragt. Auch die Erhö-

hung der Kraftfahrzeugstellplätze von bisher 29 auf 85 hat keine erheblichen städtebaulichen 

Auswirkungen. 

Planungen der Stadt Augsburg einer etwaigen zukünftigen Straßenbahntrasse am Rande des 

Geländes sind aktuell weder hinreichend verfestigt noch öffentlich-rechtlich durch eine entspre-

chende Genehmigung gesichert, so dass sie vorliegend in der Abwägung zurücktreten. 

 

2. Bauausführung, Baudurchführung 

 

Hinsichtlich der projektierten Umgestaltungen bestehen aus eisenbahntechnischer Sicht, insbe-

sondere im Hinblick auf die wechselseitige Sicherheit des Bahnbetriebs und der Besucher, keine 

grundsätzlichen Einwände.  

 

Die Dampflokhalle ist mit einer Höhe von weniger als 7 m der Fußbodenoberkante des höchstge-

legenen Geschoßes über der Geländeoberfläche der Gebäudeklasse 3 im Sinne von Art. 2 Abs. 

3 Satz 1 Nr. 3 BayBO zuzuordnen; es handelt sich außerdem um einen Sonderbau im Sinne des 

Art. 2 Abs. 4 Nrn. 3, 6, 7.a) und 8.b) BayBO. 

Im zu beurteilenden Objekt werden Veranstaltungen für mehr als 200 Besucher geplant, so dass 

es nach der VStättV zu beurteilen ist. Zwar bezieht sich die VStättV gem. ihres § 1 Abs. 3 Nr. 3 

nicht auf Ausstellungsräume in Museen. Bei den Räumlichkeiten der Dampflokhalle handelt es 

sich jedoch nicht nur um reine Ausstellungsräume, vielmehr sollen diese auch für einen Schau-

werkstatt-, Veranstaltungs- und Gastronomiebetrieb genutzt werden.  

Nach § 17 Abs. 2 VStättV müssen Versammlungsräume und sonstige Aufenthaltsräume mit mehr 

als 200 m² Grundfläche Lüftungsanlagen haben. Insoweit besteht eine Abweichung des Vorha-

bens von der Verordnungslage, da für die drei Hallenbereiche mit jeweils mehr als 200 m² Grund-

fläche keine mechanischen Lüftungsanlagen vorgesehen sind. 
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In diesem Fall ist jedoch, wie die Beteiligung der zuständigen Fachbehörde im Verfahren ergeben 

hat, eine Abweichung nach Art. 63 Abs. 1 BayBO zulässig und deren Zulassung von der Konzent-

rationswirkung dieses Planfeststellungsbeschlusses gem. § 75 Abs. 1 VwVfG umfasst. Durch die 

vorhandenen Fenster, Türen und Tore in der Fassade sowie die große Raumhöhe – die mittlere 

lichte Raumhöhe beträgt etwa 7,75 m - ist ein ausreichender Luftwechsel möglich. 

 

In der Anlage zur seit 03.10.2025 geltenden neuen Stellplatzsatzung der Stadt Augsburg (StPlS) 

finden sich anders als in der Altfassung keine expliziten Regelungen mehr zu Museen. Gem. Art. 

1 Abs. 2 Nr. 1 BayBO ist diese auf Grundlage des Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 BayBO erlassene Satzung 

jedoch nicht direkt auf das vorliegende Vorhaben anwendbar; bei einem Vergleich im Hinblick auf 

§ 4 Abs. 1 Satz 2 StPlS i. V. m. Nrn. 4.1 und 4.2 der Anlage 1 zur StPlS ist die Beschränkung auf 

850 Besucher in der Nebenbestimmung 2.1 dieses Planfeststellungsbeschlusses angemessen, 

aber auch ausreichend.  

Hinsichtlich der Breite der Kraftfahrzeugstellplätze hat die Stadt Augsburg darauf hingewiesen, 

dass diese mit 2,30 m nicht den von der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 

e. V. (FGSV) herausgegebenen Empfehlungen für Anlagen des ruhenden Verkehrs (EAR), die 

eine Breite von 2,65 m vorsehen, entspricht, ebenso die Behindertenstellplätze mit einer Breite 

von 3,50 statt wie in den EAR vorgesehen von 3,65 m für einen Einzelparkstand bzw. 4,05 m für 

einen Randparkstand. Allerdings handelt es sich bei den EAR nicht um zwingende Vorschriften. 

Die Mindestbreiten nach der Verordnung über den Bau und Betrieb von Garagen sowie über die 

Zahl der notwendigen Stellplätze (GaStellV) werden eingehalten. Im Sinne der Zugänglichma-

chung des Eisenbahnmuseums für einen größeren Personenkreis ist hier einer größeren Anzahl 

von Parkplätzen mit einer geringeren Breite der Vorzug zu geben; in Bezug auf die Behinderten-

stellplätze wird unter Abwägung zugunsten der Barrierefreiheit die Nebenbestimmung 2.21 fest-

gesetzt. 

 

Auch die Abstandsflächenregelung der BayBO ist vorliegend nicht direkt anwendbar; es ergeben 

sich jedoch auch bei sinngemäßer Anwendung im Hinblick auf die beiden neuen Fluchttreppen 

keine inhaltlichen Bedenken diesbezüglich. 

 

3. Brandschutz, Betriebssicherheit, Arbeitsschutz 

 

Die Antragstellerin hat dem Antrag ein überarbeitetes Brandschutzkonzept, bestehend aus Text-

teil, Anlagen und Plänen beigefügt, welches als planfestgestellte Unterlagen 10c, 11c, 11d, 12d 

und 13 Bestandteil dieses Änderungsplanfeststellungsbeschlusses ist. Dieses wurde, wie in Art. 

62b Abs. 2 BayBO gefordert, zusätzlich durch einen Prüfsachverständigen für Brandschutz ge-

prüft; der Prüfbericht ist als Unterlage 12f ebenfalls Bestandteil der planfestgestellten Unterlagen.     

Feuergefährliche Stoffe für den Werkstattbetrieb sind nur in Tagesgebrauchsmengen vorhanden. 

Die Brandgefährdung ist insgesamt als mittel einzustufen. Für Rettungskräfte der Feuerwehr ist 

das Gelände von der Firnhaberstraße aus erreichbar. 

Die Beurteilung der Rettungswege ist unter dem Aspekt vorzunehmen, dass alle Gebäudenutzer 

das Gebäude bei Gefahr zügig verlassen und gefahrlos eine öffentliche Verkehrsfläche oder ei-

nen Sammelplatz erreichen können. 

Für die bis zu 600 Besucher von Veranstaltungen in der südlichen Montierung der Dampflokhalle 

ist einer von vier mindestens 1,20 m breiten Ausgängen in weniger als 30 m Entfernung erreich-

bar. In der mittleren Montierung sind im Erdgeschoß zwei mindestens 1,20 m breite Ausgänge für 

die Besucher der Gastronomie in weniger als 30 m Entfernung erreichbar. 
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Die Personen, die sich in den Räumen im Obergeschoß der mittleren Montierung aufhalten, kön-

nen über zwei offene Treppen in das Erdgeschoß gelangen und von dort das Freie erreichen. 

Dem Obergeschoß werden außerdem noch zwei Außentreppen und damit zwei weitere bauliche 

Rettungswege angefügt, die es den jeweils 60 Personen ermöglichen, das Gebäude im Falle ei-

ner Gefahr sofort nach außen verlassen zu können. Die Außentreppen sind über Bypass-Türen 

von jedem Raum erreichbar. 

Die nördliche Montierung mit bis zu 50 Besuchern hat einen Ausgang in den brandschutztech-

nisch abgetrennten mittleren Hallenbereich. Die 15 Beschäftigten können die Halle in weniger als 

66 m Entfernung tatsächlicher Lauflinie bei einer mittleren lichten Raumhöhe von 8 m erreichen. 

Im Keller sind keine Aufenthaltsräume angeordnet. Für den Hausmeisterraum ist als zweiter Ret-

tungsweg ein Notausstieg über einen Kellerschacht vorhanden. 

Eine nach § 14 Abs. 4 VStättV erforderliche Blitzschutzanlage ist nicht vorhanden. Im Rahmen 

der Umbaumaßnahmen ist diese zu installieren, was durch die Nebenbestimmung 2.3 dieses 

Planfeststellungsbeschlusses sichergestellt wird. 

 

Gemäß Art. 27 Abs. 4 BayBO sind Trennwände bis zur Rohdecke, im Dachraum bis unter die 

Dachhaut zu führen; werden in Dachräumen Trennwände nur bis zur Rohdecke geführt, ist diese 

Decke als raumabschließendes Bauteil einschließlich der sie tragenden und aussteifenden Bau-

teile feuerhemmend herzustellen. 

Abweichend von Art. 27 Abs. 4 BayBO werden die Trennwände zwischen den drei Montierungen 

der Dampflokhalle im Bestand jedoch nur bis unter das Dach geführt. Eine Änderung ist nicht 

beabsichtigt, da im historischen, denkmalgeschützten Gebäudebestand ein Nachweis bis unter 

die Dachhaut mit großem Aufwand verbunden ist. 

Diesbezüglich ist als Kompensationsmaßnahme die Ausstattung der südlichen und der mittleren 

Montierung mit einer Sprinkleranlage vorgesehen, die ebenfalls durch die Nebenbestimmung 2.3 

dieses Planfeststellungsbeschlusses sichergestellt wird. 

Eine Abweichung von Art. 27 Abs. 4 BayBO nach Art. 63 Abs. 1 Satz 3 BayBO ist hier somit, wie 

die Beteiligung der zuständigen Fachbehörde im Verfahren sowie die Prüfung durch den Prüf-

sachverständigen ergeben hat, zulässig. 

 

Nach Art. 28 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BayBO sind Brandwände erforderlich als innere Brandwand zur 

Unterteilung ausgedehnter Gebäude in Abständen von nicht mehr als 40 m. 

Das historische denkmalgeschützte Gebäude Dampflokhalle ist etwa 96 m lang und etwa 26 m 

breit; die zulässige Brandabschnittslänge von höchstens 40 m wird überschritten. Eine innere 

Brandwand ist nicht vorhanden und wird auch nicht vorgesehen. 

Allerdings ist vorliegend zu berücksichtigen, dass das Gebäude durch die feuerbeständigen 

Trennwände mit feuerhemmenden, rauchdichten und selbstschließenden T30-RS-Türen prinzipi-

ell in drei Abschnitte unterteilt wird und zudem aufgrund seiner rechteckigen und langgestreckten 

Form mit einer geringeren Eindringtiefe der Feuerwehr eine relativ günstige Situation für Ret-

tungs- und Löschangriffe bietet. Als Kompensationsmaßnahme sollen zudem die südliche und die 

mittlere Montierung mit einer Sprinkleranlage ausgestattet werden, was durch die Nebenbestim-

mung 2.3 dieses Planfeststellungsbeschlusses sichergestellt wird. 

Eine Abweichung nach Art. 63 Abs. 1 Satz 3 BayBO ist hier somit, wie die Beteiligung der zu-

ständigen Fachbehörde im Verfahren sowie die Prüfung durch den Prüfsachverständigen erge-

ben hat, zulässig. 
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Gemäß Art. 29 Abs. 2 BayBO müssen Decken als tragende und raumabschließende Bauteile 

zwischen Geschoßen im Brandfall ausreichend lang standsicher und widerstandsfähig gegen die 

Brandausbreitung sein. Sie müssen in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 feuerhemmend sein. 

Abweichend hiervon sind jedoch in der zur Genehmigung beantragten Planung ungesicherte De-

ckenöffnungen geplant.  

Der historische, denkmalgeschützte Gebäudebestand hat im Gebäudebereich der mittleren Mon-

tierung zwei Galerien, die über zwei offene Treppen und zwei Stege erreichbar sind. Den Gale-

rien sind jeweils eine nichtbrennbare Außentreppe als zweiter baulicher Rettungsweg angeord-

net. Als Kompensationsmaßnahme sollen zudem die südliche und die mittlere Montierung mit 

einer Sprinkleranlage ausgestattet werden, was durch die Nebenbestimmung 2.3 dieses Plan-

feststellungsbeschlusses sichergestellt wird. 

Eine Abweichung nach Art. 63 Abs. 1 Satz 3 BayBO ist hier somit, wie die Beteiligung der zu-

ständigen Fachbehörde im Verfahren sowie die Prüfung durch den Prüfsachverständigen erge-

ben hat, zulässig. 

 

Gemäß Art. 33 Abs. 2 BayBO muss von jeder Stelle eines Aufenthaltsraums sowie eines 

Kellergeschoßes mindestens ein Ausgang in einen notwendigen Treppenraum oder ins Freie in 

höchstens 35 m Entfernung erreichbar sein. 

Abweichend hiervon wird die Rettungsweglänge vorliegend im Kellergeschoß mit etwa 45 m 

überschritten. Durch die im Gebäude vorhandene Brandmelde- und Alarmierungsanlage kann 

jedoch eine Flucht der anwesenden Personen frühzeitig beginnen. Die weiter vorgesehene 

Sprinkleranlage ist in der Lage, einen Brand in diesem Bereich ausreichend lange unter Kontrolle 

zu halten, sodass bei Eintreffen der Feuerwehr trotz der Überschreitung der Rettungsweglängen 

Löscharbeiten möglich sind. 

Eine Abweichung von Art. 33 Abs. 2 BayBO nach Art. 63 Abs. 1 Satz 3 BayBO ist hier somit, wie 

die Beteiligung der zuständigen Fachbehörde im Verfahren sowie die Prüfung durch den Prüf-

sachverständigen ergeben hat, zulässig. 

 

Gemäß § 4 Abs. 3 VStättV sind Trennwände erforderlich zum Abschluss von Versammlungsräu-

men und Bühnen. Diese Trennwände müssen feuerbeständig, in erdgeschoßigen Versamm-

lungsstätten mindestens feuerhemmend sein. In der Trennwand zwischen der Bühne und dem 

Versammlungsraum ist eine Bühnenöffnung zulässig. 

Abweichend hiervon sollen vorliegend keine Trennwände zwischen Küche, Lagerraum und Mu-

seumsbistro errichtet werden. Eine Abtrennung der Küche und des Lagerraums zum Museums-

bistro in der mittleren Montierung ist nicht vorgesehen, da die Nutzung des Museumsbistros einen 

ungehinderten Zugang zur Küche für das Personal erfordert und die Räume letztendlich dersel-

ben Nutzungseinheit, dem Museumbistro, zugeordnet werden. 

Auch hier ist jedoch, wie die Beteiligung der zuständigen Fachbehörde im Verfahren sowie die 

Prüfung durch den Prüfsachverständigen ergeben hat, eine Abweichung nach Art. 63 Abs. 1 Satz 

3 BayBO zulässig. Da, wie ausgeführt, als Kompensationsmaßnahme die südliche und die mittle-

re Montierung mit einer Sprinkleranlage ausgestattet werden sollen, was durch die Nebenbe-

stimmung 2.3 dieses Planfeststellungsbeschlusses sichergestellt wird, bestehen keine Bedenken 

hinsichtlich des Brandschutzes. 

 

Nach § 4 Abs. 9 VStättV müssen ferner Bedachungen, ausgenommen Dachhaut und Dampfsper-

re, bei Dächern, die den oberen Abschluss von Räumen der Versammlungsstätte bilden, aus 

nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Beim vorliegenden Objekt besteht die Dachdämmung je-
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doch aus Schaumdämmstoff der Baustoffklasse B1, welcher die Anforderung der Nichtbrennbar-

keit nicht erfüllt.  

Insoweit ist jedoch hier ebenfalls, wie die Beteiligung der zuständigen Fachbehörde im Verfahren 

sowie die Prüfung durch den Prüfsachverständigen ergeben hat, eine Abweichung nach Art. 63 

Abs. 1 Satz 3 BayBO zulässig. Die Dachtragkonstruktion soll, wie bereits ausgeführt, aus Grün-

den des Denkmalschutzes unverändert erhalten bleiben, sodass eine leichte Dämmung erforder-

lich ist. Durch die Installation einer Sprinkleranlage kann verhindert werden, dass sich ein ausge-

brochenes Feuer weiter ausbreitet. 

 

Gemäß § 7 Abs. 3 VStättV darf die Entfernung von jeder Stelle eines notwendigen Flurs oder 

eines Foyers bis zum Ausgang ins Freie oder zu einem notwendigen Treppenraum nicht länger 

als 30 m sein. Diese Entfernung wird bei der Rettungsweglänge aus der Schmiede mit etwa 31 m 

geringfügig überschritten. 

Auch hier gilt aber, dass durch die im Gebäude vorhandene Brandmelde- und Alarmierungsanla-

ge eine Flucht der anwesenden Personen frühzeitig beginnen kann. Die weiter vorgesehene 

Sprinkleranlage kann einen Brand auch in diesem Bereich ausreichend lange unter Kontrolle 

halten, sodass bei Eintreffen der Feuerwehr trotz der Überschreitung der Rettungsweglängen 

Löscharbeiten möglich sind. 

Eine Abweichung von § 7 Abs. 3 VStättV nach Art. 63 Abs. 1 Satz 3 BayBO ist hier somit, wie die 

Beteiligung der zuständigen Fachbehörde im Verfahren sowie die Prüfung durch den Prüfsach-

verständigen ergeben hat, zulässig. 

 

Außerdem müssen nach § 8 Abs. 2 und 3 VStättV notwendige Treppen feuerbeständig sein. Die 

lichte Breite der Treppen darf nicht mehr als 2,40 m betragen. Notwendige und dem allgemeinen 

Besucherverkehr dienenden Treppen müssen zudem geschlossene Trittstufen haben und Wen-

deltreppen sind als notwendige Treppen für Besucher unzulässig. 

Im historischen Gebäudebestand der Dampflokhalle sind jedoch zwei mindestens 1,00 m breite 

offene Treppen ohne Treppenraum aus Holz vorhanden.  

Auch hier ist aber, wie die Beteiligung der zuständigen Fachbehörde im Verfahren sowie die Prü-

fung durch den Prüfsachverständigen ergeben hat, eine Abweichung nach Art. 63 Abs. 1 Satz 3 

BayBO zulässig, da die vorhandenen notwendigen Treppen aus Gründen des Denkmalschutzes 

unverändert erhalten bleiben sollen. Die Treppen verbinden jeweils nur zwei Geschoße, Erdge-

schoß und Galerie. Den Galerien sind zudem jeweils eine nichtbrennbare Außentreppe als zwei-

ter baulicher Rettungsweg zugeordnet. Außerdem ist der Treppenzugang im Keller durch die An-

ordnung von Vorräumen – Schleusen - und T30-RS Türen abgetrennt, sodass im Falle eines Kel-

lerbrandes eine Rauchausbreitung in das Erdgeschoßes ausreichend lang behindert wird. 

 

Gemäß § 19 Abs. 2 VStättV müssen außerdem in Versammlungsstätten mit Versammlungsräu-

men von insgesamt mehr als 1.000 m² Grundfläche Wandhydranten in ausreichender Zahl gut 

sichtbar und leicht zugänglich an geeigneten Stellen angebracht sein. 

Abweichend hiervon ist in der Dampflokhalle keine Anbringung von Wandhydranten geplant. 

Auch hier gilt aber, dass durch die vorgesehene Sprinkleranlage ein Brand in diesem Bereich 

ausreichend lange unter Kontrolle gehalten werden könnte, sodass bei Eintreffen der Feuerwehr 

trotz der Überschreitung der Rettungsweglängen Löscharbeiten möglich sind. 

Eine Abweichung von § 19 Abs. 2 VStättV nach Art. 63 Abs. 1 Satz 3 BayBO ist hier somit, wie 

die Beteiligung der zuständigen Fachbehörde im Verfahren sowie die Prüfung durch den Prüf-

sachverständigen ergeben hat, ebenfalls zulässig. 
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Nach § 4 Abs. 8 Satz 1 VStättV müssen Tragwerke von Dächern, die den oberen Abschluss von 

Räumen einer Versammlungsstätte bilden oder die von diesen Räumen nicht durch feuerbestän-

dige Bauteile getrennt sind, feuerhemmend sein, was beim Stahltragwerk des Dachs der Dampf-

lokhalle nicht gegeben ist. 

Das historische Stahltragwerk des Dachs soll aus Gründen des Denkmalschutzes nicht verändert 

werden. Als Kompensationsmaßnahme wird, wie bereits ausgeführt, die südliche und mittlere 

Montierung der Dampflokhalle mit einer Sprinkleranlage ausgestattet, die verhindern soll, dass 

sich ein ausgebrochenes Feuer weiter ausbreitet.  

Gem. § 4 Abs. 8 Satz 3 VStättV gilt jedoch Satz 1 nicht für Versammlungsstätten mit automati-

schen Feuerlöschanlagen. In diesem Fall werden keine Anforderungen an das Dachtragwerk ge-

stellt. Es liegt somit keine Abweichung nach Art. 63 BayBO vor. Aus brandschutztechnischer 

Sicht bestehen keine Bedenken. 

Die nördliche Montierung ist aufgrund der geplanten Nutzung mit lediglich bis zu 50 Besuchern 

nicht als Versammlungsraum zu betrachten, sodass hier keine besonderen Brandschutzanforde-

rungen an das Dachtragwerk zu stellen sind. 

 

Auch im übrigen werden die regelhaften Anforderungen der BayBO und der VStättV an den 

Brandschutz und die Rettungswege durch das Vorhaben bei Berücksichtigung der Nebenbe-

stimmungen 2.3 bis einschließlich 2.18 eingehalten. Die Fluchtwege aus den drei Montierungen 

führen nicht direkt auf ein in Betrieb befindliches Gleis. Durch die vorgesehenen Absperrketten ist 

gewährleistet, dass die Fluchtwege zunächst parallel zum Gleis verlaufen. 

 

Um den Fluchtweg über die Treppe auf der Westseite des Obergeschoßes der mittleren Montie-

rung der Dampflokhalle nicht zu behindern, wird mit der Nebenbestimmung 2.19 angeordnet, die 

im Bereich des Fußes der Fluchttreppe befindliche Umstellvorrichtung der Weiche 61 vor der In-

betriebnahme des Obergeschoßes zu entfernen. Die zivilrechtliche Zustimmung des Grundstück-

seigentümers hierzu liegt vor, die Weiche selbst wurde betrieblich stillgelegt. 

Ebenfalls mit der Nebenbestimmung 2.19 wird zur Vermeidung von Sicherheitsrisiken durch den 

Bahnbetrieb im Zusammenhang mit dem Brandschutz angeordnet, dass, bevor im Brandfall 

Schläuche über betrieblich genutzte Gleise des Bahnparks gelegt werden, die Gleise betrieblich 

gesperrt werden müssen. 

Zur Frage einer Postensicherung des Fußgängerüberwegs zwischen Dampflokhalle und Rund-

haus Europa über das Gleis 21 Bw, die im Verfahren aufgeworfen wurde, muss in diesem Plan-

feststellungsbeschluss keine Entscheidung getroffen werden. Im mit dem Planfeststellungsbe-

schluss vom 18.12.2017 genehmigten bahnbetrieblichen Sicherheitskonzept und der Sammlung 

betrieblicher Vorschriften wird in Anbetracht der ohnehin reduzierten Geschwindigkeit auf dem 

Bahnparkgelände eine solche Postensicherung nicht vorgeschrieben. Soweit sie sich zukünftig 

als notwendig herausstellt, kann sie von der Landeseisenbahnaufsicht gegebenenfalls nach § 5a 

Abs. 2 AEG gesondert angeordnet werden. 

 

Wie durch das zuständige Gewerbeaufsichtsamt im Verfahren bestätigt wurde, sind aus den An-

tragsunterlagen keine Mängel hinsichtlich des baulichen Arbeitsschutzes erkennbar. Die den Ar-

beitsschutz betreffenden Nebenbestimmungen im Planfeststellungsbeschluss vom 18.12.2017 

bleiben weiter in Kraft. Weiterhin sind von der Antragstellerin für das Einrichten und Betreiben als 

Arbeitsstätte die gesetzlichen Vorschriften der Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) und der ent-

sprechenden technischen Regeln für Arbeitsstätten zu beachten.  
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4. Barrierefreiheit 

 

Hinsichtlich der Museumsgebäude und der Zuwegungen innerhalb des Museumsgeländes 

sind, worauf im Wesentlichen bereits im Planfeststellungsbeschluss vom 18.12.2017 hingewiesen 

wurde, die Rechtsgedanken des Art. 48 Abs. 2 Satz 1, Satz 2 Nrn. 1 und 3 und Abs. 4 BayBO 

maßgeblich, wobei auch diese Vorschriften gem. Art. 1 Abs. 2 Nr. 1 BayBO nicht direkt, sondern 

nur sinngemäß gelten. Es besteht vorliegend keine unbedingte Pflicht, das Museum selbst voll-

ständig barrierefrei zu gestalten. Die Antragstellerin hat auch im vorliegenden Verfahren nach-

vollziehbar ausgeführt, dass sie derzeit angesichts der hohen Baukosten und der zusätzlichen 

Erschwernisse durch denkmalschutzrechtliche Anforderungen aus wirtschaftlichen Gründen nicht 

in der Lage ist, sämtliche Maßnahmen umzusetzen, die für eine vollständige Barrierefreiheit des 

Museums erforderlich sind, dies allerdings schrittweise anstrebt.  

In der Nebenbestimmung II.6.1 des Planfeststellungsbeschlusses vom 18.12.2017 wurde festge-

legt, dass die Antragstellerin entsprechend ihrer wirtschaftlichen Möglichkeiten im Innenbereich 

der Gebäude Dampflokhalle und Rundhaus Europa sowie bei der Zuwegung zwischen diesen 

Gebäuden schrittweise eine vollständige Barrierefreiheit nach den technischen Bestimmungen 

der BayBO und den dazugehörigen Bauvorschriften und DIN-Normen herzustellen und in jährli-

chem Abstand nach Aufnahme des Museumsbetriebs dem Behindertenbeirat der Stadt Augsburg 

und dem Bayerischen Blinden- und Sehbehindertenbund e. V. über den Stand der Umsetzung 

der Maßnahmen und ihre wirtschaftlichen Möglichkeiten Bericht zu erstatten hat, bis diese Orga-

nisationen bestätigen, dass eine ausreichende Umsetzung der Barrierefreiheit erfolgt ist. Diese 

Bestimmung gilt nach wie vor und ermöglicht eine schrittweise Herstellung der Barrierefreiheit.  

 

Die vorliegende Änderungsplanung bringt zudem weitere Verbesserungen im Hinblick auf die 

Barrierefreiheit, etwa den Einbau einer Behindertentoilette im Obergeschoß der mittleren Montie-

rung und die Inbetriebnahme eines behindertengerechten Aufzugs vom Erdgeschoß ins Oberge-

schoß. 

In der Nebenbestimmung 2.23 werden darüber hinaus zwingend durchzuführende Maßnahmen 

festgesetzt, die für die Antragstellerin auch zum jetzigen Zeitpunkt bereits zumutbar sind. 

 

5. Immissionsschutz 

 

Die Antragstellerin hatte im Verfahren vor dem Erlass des ursprünglichen Planfeststellungsbe-

schlusses vom 18.12.2017 hierzu ein schalltechnisches Gutachten der accon Gmbh, Augsburg, 

vorgelegt, welches unter Nr. 17 Bestandteil der nach wie vor gültigen planfestgestellten Unterla-

gen ist. Dieses Gutachten kommt zusammenfassend zu dem Ergebnis, dass auch in Zusammen-

schau mit der Belastung durch weitere Betriebe und Anlagen in der Nachbarschaft die durch die 

beantragte Nutzung auf die nächstgelegene Wohnbebauung einwirkenden Schallimmissionen die 

gesetzlichen Grenzwerte vollständig einhalten.  

Aufgrund der nunmehr beantragten Änderungen ist, wie die Antragstellerin schlüssig vorgetragen 

und die Fachstellenanhörung im Verfahren bestätigt hat, nicht mit Geräuschentwicklungen zu 

rechnen, die über das bisher genehmigte Maß hinaus gehen. Nennenswerte zusätzliche Emissi-

onen durch den Museumsbetrieb können lediglich in Form von Lärmemissionen bei der Besu-

cheran- und -abfahrt auf dem Parkplatz, welcher jedoch nur eine vergleichsweise geringe Anzahl 

von zusätzlichen Parkplätzen aufweist, sowie bei einzelnen Veranstaltungen und durch den Gast-

ronomiebetrieb auftreten. Insoweit sind jedoch die Nebenbestimmungen II.5.1 und II.5.2 des 
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Planfeststellungsbeschlusses vom 18.12.2017 zu beachten, welche nach wie vor gelten und auch 

für den erweiterten Veranstaltungsbetrieb ausreichenden Lärmschutz sicherstellen. 

Im Übrigen wird auf die Nebenbestimmung II.5.4 des Planfeststellungsbeschlusses vom 

18.12.2017 hingewiesen, in der festgesetzt wird, dass, soweit sich nach Aufnahme des Betriebes 

begründete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass von dem planfestgestellten Vorhaben unzulässige 

Schallimmissionen ausgehen, die Antragstellerin auf Verlangen der Stadt Augsburg dieser die 

Einhaltung der Immissionsrichtwerte der Sechsten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift 

zum Bundes-lmmissionsschutzgesetz (TA Lärm) nachzuweisen hat. Auch diese Nebenbestim-

mung ist nach wie vor in Kraft.  

 

6.      Naturschutz, Artenschutz 

 

Die aktuell auf dem Gelände nur in beschränktem Umfang vorhandene Tier- und Pflanzenwelt 

entspricht der Eigenart eines Eisenbahnbetriebsgeländes.  

Im Hinblick auf besonders geschützte Tier- und Pflanzenarten ist lediglich von einem Vorkommen 

der Zauneidechse (lacerta agilis) auszugehen, obwohl auf dem überplanten Gelände seit Mitte 

der 1990er Jahre keine Exemplare nachgewiesen wurden.  

Obwohl Gleisanlagen in den allermeisten Fällen geeignete Lebensraumbedingungen für Zaun- 

und lokal auch Mauereidechsen bieten, lassen sich Beeinträchtigungen durch Baumaßnahmen 

im Zusammenhang mit der nunmehrigen Tektur ausschließen. Mit Ausnahme des an der Ost-

grenze liegenden Totgleises sind die übrigen Eingriffsflächen bereits weitestgehend versiegelt 

und zum Teil mit Feinschotter bedeckt. Nennenswerte Versteckstrukturen wie beispielsweise Ge-

büsche existieren augenscheinlich nicht. Diese schließen erst südlich an den Eingriffsbereich 

außerhalb des Grundstücks an. Das nicht mehr in Betrieb befindliche Zaungleis am Ostrand der 

Fläche weist eine eher typische Gleisstruktur mit einem Gleiskörper aus Grobschotter auf und 

könnte grundsätzlich als Eidechsenlebensraum geeignet sein, allerdings verschattet die direkt 

östlich anschließende Baumreihe diesen Bereich mindestens vormittags vollständig, weiterhin 

grenzen hier keinerlei geeignete Saumstrukturen an, die aus Gründen der Nahrungsverfügbarkeit 

für Eidechsen erforderlich wären. Insofern lässt sich ein Vorkommen der Zauneidechse im Be-

reich der geplanten Eingriffe nahezu sicher ausschließen.  

Nach derzeitigem Kenntnisstand beschränkt sich darüber hinaus das Vorkommen allochthoner 

Mauereidechsen im Stadtgebiet von Augsburg auf das nahe Umfeld des Hauptbahnhofs. Eine 

Ausbreitung dieser im Vergleich zur Zauneidechse strukturell weniger anspruchsvollen Art bis in 

den Bereich des Bahnparks erscheint zwar möglich, ist aber aus den oben genannten Gründen 

ebenfalls unwahrscheinlich sowie aus artenschutzrechtlicher Sicht unerheblich, da es sich um 

eine eingeschleppte Population aus Südeuropa handelt. 

Wie mit der höheren Naturschutzbehörde der Regierung von Schwaben abgesprochen, wurde 

zudem im Februar 2025 von ornithologischen und fledermauskundlichen Experten das gesamte 

Gebäude der Montierung und der Bunker mit Ausstellungsraum nach Spuren von Vögeln und 

Fledermäusen abgeprüft, ohne Spuren des Aufenthalts oder der Brut von Vögeln oder Fleder-

mäusen zu finden. 

Im Planfeststellungsbeschluss vom 18.12.2017 wurde, um die Erhaltung bestehender faunisti-

scher Biotopstrukturen sicherzustellen, in der Nebenbestimmung II.8.1 festgesetzt, dass der Bau-

zustand der Gleise im planfestgestellten Bereich unverändert zu erhalten ist und diese, auch 

wenn sie außer Betrieb genommen werden, nicht zurückgebaut werden dürfen. Eine im seinerzei-

tigen Plan 06a vorgesehene extensive Begrünung einzelner Freiflächen hatte zu unterbleiben. Im 

Übrigen durften Freiflächen außerhalb von Gebäuden, soweit sich dies nicht aus ausdrücklichen 
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Einzeichnungen in den planfestgestellten Unterlagen ergibt, in ihrer Oberflächenbeschaffenheit 

nicht verändert werden. Zudem wurde, um unverhältnismäßige Eingriffe in deren Bestand und 

ökologische Funktion, insbesondere durch Rückschnitte im Rahmen von Verkehrssicherheits-

maßnahmen und Baumaßnahmen in Bezug auf Bahnübergänge und Parkplatzflächen, auszu-

schließen, in der Nebenbestimmung II.8.2 festgesetzt, dass, soweit während der Baumaßnahme 

Bäume und Sträucher, insbesondere im Bereich der Lindenallee an der Firnhaberstraße zurück-

geschnitten werden sollen oder tangiert werden, insbesondere wenn deren Wurzelbereich bis zu 

1,5 m außerhalb der Kronentraufe durch Eingriffe in den Oberboden oder durch Belastungen, 

etwa durch Materiallagerung oder Befahren, berührt wird, solche Maßnahmen in jedem Einzelfall 

vorab mit dem Amt für Grünordnung, Naturschutz und Friedhofswesen der Stadt Augsburg abzu-

stimmen sind. Zudem müssen die Vorgaben der DIN 18920 und der Richtlinien für die Anlage von 

Straßen - Teil: Landschaftspflege (RAS-LP) der FGSV eingehalten werden. 

Diese Nebenbestimmungen bleiben nach wie vor in Kraft. 

In Natur und Landschaft eingreifende bauliche Veränderungen oder Fällungen von Bäumen sind 

auch im Rahmen der nunmehr beantragten Änderung nicht vorgesehen. Von der Antragstellerin 

ist nach wie vor vorgesehen, außer Betrieb zu nehmende Gleise nicht zurückzubauen, sondern 

durch geeignete Maßnahmen unbefahrbar zu machen und bis zur Schienenoberkante mit Fein-

schotter zu bedecken. Dadurch kann auch eine Gefährdung des Lebensraums der Zauneidechse 

sicher ausgeschlossen werden. 

Die Freiflächen liegen zwar im Bereich des Augsburger Stadtbiotops Teilfläche A-1427-016, für 

den aber mit dem Planfeststellungsbeschluss vom 18.12.2017 bereits die Nutzung als Eisen-

bahnmuseum genehmigt wurde. Das 2001 kartierte Stadtbiotop enthält auf der Teilfläche A-1427-

016 keine nach § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) oder Art. 23 des Bayerischen 

Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) gesetzlich geschützten Biotope. Wertbegründend sind die 

mageren Altgrasbestände und Grünlandbrache, die wärmeliebenden Ruderalflächen, die trocke-

ne Initialvegetation und der Rohboden. Die Teilfläche dehnt sich außerhalb der Fläche des ge-

genständlichen Vorhabens nach Süden noch weit aus. Dort hat sich wegen der seit Jahrzehnten 

eingestellten Nutzung viel Vegetation entwickelt. 

Mit der Planänderung wird die Freischank- und Veranstaltungsfläche vor der südlichen Montie-

rung in den Bereich Vorplatz zwischen mittlerer Montierung und Firnhaberstraße verschoben. 

Dafür sollen vor der südlichen Montierung Stellplätze im Bereich der stillgelegten Gleise 1Süd, 

2Süd und 3Süd errichtet werden.  

Für die naturschutzfachliche Bewertung sowie Einhaltung der Auflage II.8.1 des Planfeststel-

lungsbeschlusses vom 18.12.2017 ist entscheidend, dass die verschobene Nutzung für Veran-

staltungsfläche und Parkplätze zu keiner Veränderung des Bauzustands auf der Fläche führt. Auf 

der Fläche bleiben die Schienen der stillgelegten Gleise ebenso wie die vorhandene Bodenabde-

ckung mit Feinschotter erhalten. Eine Versiegelung des Bodens in nennenswertem Umfang findet 

nicht statt. Der markante Baum zwischen mittlerer Montierung und Bunker bleibt erhalten. Insge-

samt ergibt sich durch die verschobene Nutzung keine wesentliche Änderung der Flächenqualität 

für den Naturhaushalt. 

Um den Zielsetzungen der Stadtbiotopkartierung entgegenzukommen und die Entwicklung einer 

für ein Eisenbahngelände typischen natürlichen Flora und Fauna zu unterstützen, wird nach Be-

teiligung der Fachbehörden im Verfahren die Nebenbestimmung 2.22 festgesetzt.  

Damit bleibt der Gegenstand der Planung, der Inhalt des Änderungsverfahrens ist, gegenüber 

dem mit der Planfeststellung von 2017 genehmigten und tatsächlich vorhandenen Zustand der 

Fläche unterhalb der Schwelle der Eingriffsregelung nach §§ 13 ff. BNatSchG und hat keinen 

nach § 44 BNatSchG verbotenen Zugriff auf besonders geschützte Arten zum Gegenstand. 
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Insgesamt gibt es keine Hinweise, dass artenschutzrechtliche Zugriffsverbote nach § 44 

BNatSchG oder gesetzlich geschützte Biotope beeinträchtigt werden; weitere zusätzliche Neben-

bestimmungen diesbezüglich sind nicht erforderlich. 

 

7.       Verkehrsplanung 

 

Hinsichtlich der Schnittstellen zur straßenrechtlich gewidmeten Firnhaberstraße wurden bereits 

im Planfeststellungsbeschluss vom 18.12.2017 die Nebenbestimmungen II.2.4 bis II.2.8 festge-

setzt, die nach wie vor Gültigkeit behalten. Die Grundstückszufahrt ist im Bestand vorhanden und 

bauliche Anpassungen an der Grundstückszufahrt und der öffentlichen Verkehrsfläche sind nicht 

beantragt und dürfen aufgrund dieses Änderungsplanfeststellungsbeschlusses nicht vorgenom-

men werden. 

Zusätzlich wird hinsichtlich der Grundstückszufahrt in diesem Änderungsplanfeststellungsbe-

schluss die Nebenbestimmung 2.20 festgesetzt, welche auch der Sicherstellung der Feuerwehr-

zufahrt dient.  

 

 

G. Würdigung von Einwendungen 

 

Wir weisen darauf hin, dass die Einwenderinnen und Einwender, die im Folgenden gesondert 

erwähnt sind, aus Datenschutzgründen mit Nummern angegeben sind. Den Personen, die Ein-

wendungen erhoben haben, wird eine Ausfertigung dieses Planfeststellungsbeschlusses zuge-

stellt; hierbei wird ihnen ihre Einwender-Nummer mitgeteilt. Aus Gründen des Datenschutzes 

werden im Folgenden zudem sämtliche Einwender in der Mehrzahl angesprochen, auch wenn es 

sich um Einzelpersonen handelt. 

Bei sämtlichen Einwendern handelt es sich nicht um unmittelbare Nachbarn des Bahnparkgelän-

des, sondern um Menschen mit Behinderungen bzw. Menschen, die in Organisationen und Ver-

bänden von Menschen mit Behinderungen tätig sind.   

   

1. Einwender E1 

 

Die Einwender bemängeln die nach ihrer Auffassung nach wie vor unzureichende Barrierefreiheit 

des Eisenbahnmuseums. 

Sie tragen vor, es gebe keinen Bestandsschutz für die bisherige Anlage. Bei einer Nutzungsände-

rung samt Umbauten entfalle die Beschränkung auf die wirtschaftliche Zumutbarkeit nach Art. 48 

Abs. 4 Satz 2, Abs. 2 Nrn. 1 und 3 BayBO und der gesamte Bahnpark müsse den Anforderungen 

der DIN 18040-1 und -3 zumindest vom Schutzzweck her genügen. 

Das Brandschutzkonzept für die südliche Montierung gehe von halb-öffentlichen Veranstaltungen 

aus. Dies sei unrealistisch, beispielsweise würde das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, 

Bau und Verkehr wegen fehlender Barrierefreiheit sowie mangelhafter Erschließung durch den 

öffentlichen Personennahverkehr dort keine Veranstaltungen durchführen. Vielmehr solle das 

Museum nach dem Willen der Antragstellerin wohl als reine Event-Location betrieben werden. 

Der Aufzug sei nicht als Evakuierungsaufzug nach DIN EN 81-76 vorgesehen, obwohl dies seit 

Anfang 2026 Stand der Technik sei. Menschen mit Behinderung müssten sich nicht auf eine 

Fremdrettung verweisen lassen, sondern es müsse ihnen die Möglichkeit gegeben werden, ei-

genständig aus einem brennenden Gebäude zu flüchten. Dies sei nur mit Evakuierungsaufzügen 

oder Spezialrollstühlen, die Treppen fahren könnten, möglich. 
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Die Ausstellungs- und Seminarräume im Obergeschoß der Dampflokhalle müssten kontrastreich 

ausgestaltet, barrierefrei zugänglich und mit Hörschleifen für hörbehinderte Besucher ausgeführt 

werden. Die Pflicht zur Barrierefreiheit gelte auch für das Büro. 

Die Hausmeisterwerkstatt sollte nach § 3a ArbStättV behindertengerecht eingerichtet werden, um 

künftig die Einstellung von Menschen mit Behinderungen diskriminierungsfrei zu ermöglichen. 

Das Thema des Kontrastes müsse analog der DIN 32975 im gesamten Planungsgebiet Berück-

sichtigung finden. Ebenso sollten die Hinweistafeln und die Beschilderung der Ausstellungsstücke 

durch QR-Codes akustisch abrufbar sein. 

Um den blinden und sehbehinderten Besuchern die Orientierung im gesamten Planungsgebiet zu 

erleichtern, wäre ein Blindenleitsystem nach DIN 32984 sehr hilfreich. Ebenso sollte durch ein 

Blindenleitsystem auf die vorhandenen Flucht- und Rettungswege im gesamten Planungsgebiet 

hingewiesen werden. Die gesamte Beschilderung der Anlage solle im Zwei-Sinne-Prinzip mit 

Braille- oder Pyramidenschrift ausgeführt werden. 

Die Anzahl der Toiletten im Erdgeschoß sei für die Nutzerzahl viel zu gering. Es wären mindes-

tens 12 Damentoiletten sowie 8 Herrentoiletten zuzüglich Pissoirs erforderlich. Sollte die Anzahl 

nicht erhöht werden, müssten die Behindertentoiletten mit einem Euroschlüssel gegen unbefug-

tes Benutzen gesichert werden, denn Menschen mit Gehbehinderungen seien nicht nur auf sau-

bere, sondern auch auf schnell verfügbare Toiletten angewiesen. Einer der Toilettenräume für 

Menschen mit Behinderung sollte mit einer Liege ausgestattet werden. 

Alle vorhandenen Treppen und Treppenhäuser müssten nach DIN 18040-1 i. V. m. DIN 18065 

mit beidseitigen Handläufen ausgestattet sein. Zusätzlich müssten die Stufen nach DIN 32975 

kontrastreich markiert sein. In der Regel müssten die beidseitigen Handläufe 30 cm über die erste 

und letzte Treppenstufe hinausreichen. 

An der Kasse müssten Induktionsschleifen und Akustikdecken eingebaut werden. Im Museums-

bereich sollten für die Besucher Audioguides in leichter Sprache und mehrsprachig angeboten 

werden. 

Die Höhe zum Eingang dürfe maximal 1 cm statt 2,5 cm betragen. 

Die Fluchtwege aus der Veranstaltungshalle zu den Parkplätzen dürften nicht nur gekiest, son-

dern müssten ausreichend befestigt sein, damit auch Menschen mit unterschiedlichen Behinde-

rungen aus dem Saal flüchten könnten.  

Auch die Freischank- und Veranstaltungsfläche vor der mittleren Montierung müsse barrierefrei 

ausgeführt werden. 

Nach DIN 18040-3 müssten mindestens 7 bzw. nach der StPlS mindestens 10 behindertenge-

rechte Parkplätze zur Verfügung stehen.  

Der gesamte Weg von den behindertengerechten Parkplätzen zum Eingang müsse erschütte-

rungsarm, eben und sicher befestigt sein. 

 

Auch die Anforderungen des Arbeitsschutzes seien nicht eingehalten. Bei den Mitarbeiterräumen 

fehle nach wie vor eine Beschäftigtentoilette, auch Umkleidekabinen seien nicht eingezeichnet.  

  

Die dargestellten Parkplätze würden nicht ausschließlich der neuen Nutzung zur Verfügung ste-

hen, sondern der gesamten Nutzung des Eisenbahnmuseums. Die Anzahl der Parkplätze für die 

neue Nutzung sei viel zu gering. Tatsächlich müsse die Anzahl der regulären Parkplätze mindes-

tens 140 betragen. 
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Mindestens die Hälfte bzw. mindestens 40 der Fahrradstellplätze müssten überdacht und einge-

haust sowie nahe am Eingangsbereich angeordnet werden. Diese Anlagen müssten barrierefrei 

und ebenerdig erreichbar sein. Dies gelte auch für fahrradbasierte Sonderfahrzeuge. 

 

Hinsichtlich des Verdachts einer eisenbahnfremden Nutzung wird auf die obigen Ausführungen 

unter A. verwiesen. 

 

Wie bereits unter F.4. ausgeführt, sind hinsichtlich der Museumsgebäude und der Zuwegungen 

innerhalb des Museumsgeländes die Rechtsgedanken des Art. 48 Abs. 2 Satz 1, Satz 2 Nrn. 1 

und 3 und Abs. 4 BayBO maßgeblich, wobei auch diese Vorschriften gem. Art. 1 Abs. 2 Nr. 1 

BayBO nicht direkt, sondern nur sinngemäß gelten. Es besteht vorliegend keine unbedingte 

Pflicht, das Museum selbst vollständig barrierefrei zu gestalten. Die Antragstellerin hat auch im 

vorliegenden Verfahren nachvollziehbar ausgeführt, dass sie derzeit angesichts der hohen Bau-

kosten und der zusätzlichen Erschwernisse durch denkmalschutzrechtliche Anforderungen aus 

wirtschaftlichen Gründen nicht in der Lage ist, sämtliche Maßnahmen umzusetzen, die für eine 

vollständige Barrierefreiheit des Museums erforderlich sind, dies allerdings schrittweise anstrebt.  

Wie ebenfalls bereits unter F.4. ausgeführt, ist die Nebenbestimmung II.6.1 des Planfeststel-

lungsbeschlusses vom 18.12.2017, die festlegt, dass die Antragstellerin entsprechend ihrer wirt-

schaftlichen Möglichkeiten im Innenbereich der Gebäude Dampflokhalle und Rundhaus Europa 

sowie bei der Zuwegung zwischen diesen Gebäuden schrittweise eine vollständige Barrierefrei-

heit nach den technischen Bestimmungen der BayBO und den dazugehörigen Bauvorschriften 

und DIN-Normen herzustellen und in jährlichem Abstand nach Aufnahme des Museumsbetriebs 

dem Behindertenbeirat der Stadt Augsburg und dem Bayerischen Blinden- und Sehbehinderten-

bund e. V. über den Stand der Umsetzung der Maßnahmen und ihre wirtschaftlichen Möglichkei-

ten Bericht zu erstatten hat, so lange bis diese Organisationen bestätigen, dass eine ausreichen-

de Umsetzung der Barrierefreiheit erfolgt ist, nach wie vor in Kraft. Den Einwendern wird empfoh-

len, sich mit ihren weiteren Anregungen zur Barrierefreiheit an diese Behindertenorganisationen 

zu wenden, damit diese, soweit sie sie für zielführend halten, sie im Laufe der nächsten Jahre 

durchsetzen. 

Auf die weiteren Ausführungen zur Barrierefreiheit unter F.4. wird im Übrigen verwiesen. 

 

Das zuständige Gewerbeaufsichtsamt hat darüber hinaus bei der Anhörung im Verfahren bestä-

tigt, dass aus den Antragsunterlagen keine Mängel hinsichtlich des baulichen Arbeitsschutzes 

erkennbar sind. 

 

2. Einwender E2  

 

Die Einwender bemängeln ebenfalls die ihrer Auffassung nach nach wie vor unzureichende Bar-

rierefreiheit des Eisenbahnmuseums. 

Das gesamte Planungsgebiet müsse gemäß Art. 81a BayBO den Anforderungen der DIN 18040-

1 und -3 sowie hinsichtlich des Aufzugs der DIN EN 81-70 entsprechen, was auch bei der Tektur-

planung noch nicht der Fall sei. 

Die Veranstaltungen und Seminare seien nicht ausreichend auf Eisenbahnbedarf reduziert, viel-

mehr sei das gesamte Gelände des Bahnparks eine reguläre Gastronomie- und Veranstaltungs-

fläche; Abstriche an die Barrierefreiheit aus finanziellen Gründen seien nicht mehr zu rechtferti-

gen. 
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In den Aufzügen müssten Bedienungselemente im Zwei-Sinne-Prinzip sowie eine Sprachausga-

be für sehgeschädigte und blinde Menschen vorhanden sein. Die Ausstellungs- und Seminar-

räume im Obergeschoß der Dampflokhalle müssten kontrastreich ausgestaltet, barrierefrei zu-

gänglich und mit Hörschleifen für hörbehinderte Besucher ausgeführt werden. Die Pflicht zur Bar-

rierefreiheit gelte auch für das Büro. 

Die Hausmeisterwerkstatt sollte nach § 3a ArbStättV behindertengerecht eingerichtet werden. 

Das Thema des Kontrastes müsse analog der DIN 32975 im gesamten Planungsgebiet Berück-

sichtigung finden. Ebenso sollten die Hinweistafeln und die Beschilderung der Ausstellungsstücke 

durch QR-Codes akustisch abrufbar sein. 

Um den blinden und sehbehinderten Besuchern die Orientierung im gesamten Planungsgebiet zu 

erleichtern, wäre ein Blindenleitsystem nach DIN 32984 sehr hilfreich. Ebenso sollte durch ein 

Blindenleitsystem auf die vorhandenen Flucht- und Rettungswege im gesamten Planungsgebiet 

hingewiesen werden. Die gesamte Beschilderung der Anlage solle im Zwei-Sinne-Prinzip mit 

Braille- oder Pyramidenschrift ausgeführt werden. 

Die Anzahl der Toiletten im Erdgeschoß sei für die Nutzerzahl viel zu gering. Es wären mindes-

tens 12 Damentoiletten sowie 8 Herrentoiletten zuzüglich Pissoirs erforderlich. Sollte die Anzahl 

nicht erhöht werden, müssten die Behindertentoiletten mit einem Euroschlüssel gegen unbefug-

tes Benutzen gesichert werden, denn Menschen mit Gehbehinderungen seien nicht nur auf sau-

bere, sondern auch auf schnell verfügbare Toiletten angewiesen. Einer der Toilettenräume für 

Menschen mit Behinderung sollte mit einer Liege ausgestattet werden. 

An der Kasse müssten Induktionsschleifen und Akustikdecken eingebaut werden. Im Museums-

bereich sollten für die Besucher Audioguides in leichter Sprache und mehrsprachig angeboten 

werden. 

Auch die Freischank- und Veranstaltungsfläche vor der mittleren Montierung müsse barrierefrei 

ausgeführt werden. 

Es sollten mehr behindertengerechte Parkplätze zur Verfügung stehen, zumindest bei Veranstal-

tungen im großen Saal mit mehr als 500 Personen. Die vorgesehenen Behindertenparkplätze 

müssten auf wassergebundenen, erschütterungsarmen und rutschfesten Materialien erbaut wer-

den. Nach § 10 Abs. 7 VStättV müssten neben vier Parkplätzen für Behinderte auch vier Stell-

plätze für Begleitpersonen vorhanden sein. Der gesamte Weg von den behindertengerechten 

Parkplätzen zum Eingang müsse erschütterungsarm, eben und sicher befestigt sein. 

 

Der Bahnpark sei mit öffentlichen Verkehrsmitteln nur unzureichend erschlossen. Die Anzahl der 

Parkplätze werde daher insgesamt als zu gering erachtet. Alternativ sollte die nächstgelegene 

Bushaltestelle einschließlich Überwegen barrierefrei umgebaut und näher an den Bahnpark ver-

legt werden. 

Mindestens die Hälfte bzw. mindestens 40 der Fahrradstellplätze müssten überdacht und einge-

haust sowie nahe am Eingangsbereich angeordnet werden. Diese Anlagen müssten barrierefrei 

und ebenerdig erreichbar sein. Dies gelte auch für fahrradbasierte Sonderfahrzeuge. 

 

Für Mitarbeitende mit Behinderungen müssten die geltenden Vorgaben der ArbStättV eingehalten 

werden. 

 

Auch die weiteren Vorschiften der VStättV würden teilweise noch nicht eingehalten. 

Nach § 10 Abs. 5 Satz 2 VStättV dürften im Außenbereich höchstens 40 Bestuhlungen angeord-

net werden.  Beantragt seien jedoch 45 Außenbestuhlungen. 

Zudem müsse die Antragstellerin die Vorgaben in § 10 Abs. 6 VStättV in Bezug auf die Abstände 
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und die Entfernungen zwischen den einzelnen Tischen und zu den Gängen einhalten. 

 

Hinsichtlich des Verdachts einer eisenbahnfremden Nutzung wird auf die obigen Ausführungen 

unter A. verwiesen. 

 

Wie bereits unter F.4. ausgeführt, sind hinsichtlich der Museumsgebäude und der Zuwegungen 

innerhalb des Museumsgeländes die Rechtsgedanken des Art. 48 Abs. 2 Satz 1, Satz 2 Nrn. 1 

und 3 und Abs. 4 BayBO maßgeblich, wobei auch diese Vorschriften gem. Art. 1 Abs. 2 Nr. 1 

BayBO nicht direkt, sondern nur sinngemäß gelten. Es besteht vorliegend keine unbedingte 

Pflicht, das Museum selbst vollständig barrierefrei zu gestalten. Die Antragstellerin hat auch im 

vorliegenden Verfahren nachvollziehbar ausgeführt, dass sie derzeit angesichts der hohen Bau-

kosten und der zusätzlichen Erschwernisse durch denkmalschutzrechtliche Anforderungen aus 

wirtschaftlichen Gründen nicht in der Lage ist, sämtliche Maßnahmen umzusetzen, die für eine 

vollständige Barrierefreiheit des Museums erforderlich sind, dies allerdings schrittweise anstrebt.  

Wie ebenfalls bereits unter F.4. ausgeführt, ist die Nebenbestimmung II.6.1 des Planfeststel-

lungsbeschlusses vom 18.12.2017, die festlegt, dass die Antragstellerin entsprechend ihrer wirt-

schaftlichen Möglichkeiten im Innenbereich der Gebäude Dampflokhalle und Rundhaus Europa 

sowie bei der Zuwegung zwischen diesen Gebäuden schrittweise eine vollständige Barrierefrei-

heit nach den technischen Bestimmungen der BayBO und den dazugehörigen Bauvorschriften 

und DIN-Normen herzustellen und in jährlichem Abstand nach Aufnahme des Museumsbetriebs 

dem Behindertenbeirat der Stadt Augsburg und dem Bayerischen Blinden- und Sehbehinderten-

bund e. V. über den Stand der Umsetzung der Maßnahmen und ihre wirtschaftlichen Möglichkei-

ten Bericht zu erstatten hat, so lange bis diese Organisationen bestätigen, dass eine ausreichen-

de Umsetzung der Barrierefreiheit erfolgt ist, nach wie vor in Kraft. Den Einwendern wird empfoh-

len, sich mit ihren weiteren Anregungen zur Barrierefreiheit an diese Behindertenorganisationen 

zu wenden, damit diese, soweit sie sie für zielführend halten, sie im Laufe der nächsten Jahre 

durchsetzen. 

Auf die weiteren Ausführungen zur Barrierefreiheit unter F.4. wird im Übrigen verwiesen. 

 

Das zuständige Gewerbeaufsichtsamt hat darüber hinaus bei der Anhörung im Verfahren bestä-

tigt, dass aus den Antragsunterlagen keine Mängel hinsichtlich des baulichen Arbeitsschutzes 

erkennbar sind. 

 

Die Anordnung des § 10 Abs. 5 Satz 2 VStättV regelt die Bestuhlung im Hinblick auf das Vorhan-

densein von Seitengängen, enthält aber keine generelle Beschränkung auf 40 Sitzplätze. Die 

Vorschrift des § 10 Abs. 7 VStättV bezieht sich nicht auf Fahrzeugstellplätze, sondern auf Plätze 

in Versammlungsräumen. Beide gesetzlichen Vorschriften sind von der Antragstellerin im übri-

gen, § 10 Abs. 5 Satz 2 VStättV insbesondere bei der Umsetzung der Nebenbestimmung 2.11, zu 

beachten. 

 

Über eine bessere Anbindung des Eisenbahnmuseums an den öffentlichen Personennahverkehr 

in der Stadt Augsburg, die tatsächlich wünschenswert wäre, kann in diesem Planfeststellungsbe-

schluss keine Entscheidung getroffen werden. Den Einwendern wird empfohlen, ihre Anregungen 

diesbezüglich bei der Stadt Augsburg als Straßenverkehrsbehörde und Aufgabenträgerin des 

öffentlichen Personennahverkehrs vorzubringen. 

 

3. Einwender E 3  
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Auch diese Einwender bemängeln die ihrer Auffassung nach nach wie vor unzureichende Barrie-

refreiheit des Eisenbahnmuseums. 

Das gesamte Planungsgebiet müsse gemäß Art. 81a BayBO den Anforderungen der DIN 18040-

1 und -3, DIN 32975, DIN 32984 und DIN 32986 sowie hinsichtlich des Aufzugs der DIN EN 81-

70 entsprechen und barrierefrei erreichbar, kontrastreich sowie mit erschütterungsarmen und 

rutschfesten Materialien ausgeführt werden. 

Die Veranstaltungen und Seminare seien nicht ausreichend auf Eisenbahnbedarf reduziert, viel-

mehr sei das gesamte Gelände des Bahnparks eine reguläre Gastronomie- und Veranstaltungs-

fläche; Abstriche an die Barrierefreiheit aus finanziellen Gründen seien nicht mehr zu rechtferti-

gen. 

In den Aufzügen müssten Bedienungselemente im Zwei-Sinne-Prinzip sowie eine Sprachausga-

be für sehgeschädigte und blinde Menschen vorhanden sein. Die Ausstellungs- und Seminar-

räume im Obergeschoß der Dampflokhalle müssten kontrastreich ausgestaltet, barrierefrei zu-

gänglich und mit Hörschleifen für hörbehinderte Besucher ausgeführt werden. Die Pflicht zur Bar-

rierefreiheit gelte auch für das Büro. 

Die Hausmeisterwerkstatt sollte ebenso wie alle anderen Mitarbeiterräume nach § 3a ArbStättV 

behindertengerecht eingerichtet werden, um künftig die Einstellung von Menschen mit Behinde-

rungen diskriminierungsfrei zu ermöglichen. 

Das Thema des Kontrastes müsse analog der DIN 32975 im gesamten Planungsgebiet Berück-

sichtigung finden. Ebenso sollten die Hinweistafeln und die Beschilderung der Ausstellungsstücke 

durch QR-Codes akustisch abrufbar sein. 

Um den blinden und sehbehinderten Besuchern die Orientierung im gesamten Planungsgebiet zu 

erleichtern, wäre ein Blindenleitsystem nach DIN 32984 sehr hilfreich. Ebenso sollte durch ein 

Blindenleitsystem auf die vorhandenen Flucht- und Rettungswege im gesamten Planungsgebiet 

hingewiesen werden. Die gesamte Beschilderung der Anlage solle im Zwei-Sinne-Prinzip mit 

Braille- oder Pyramidenschrift ausgeführt werden. 

Die Anzahl der Toiletten im Erdgeschoß sei für die Nutzerzahl viel zu gering. Es wären mindes-

tens 12 Damentoiletten sowie 8 Herrentoiletten zuzüglich Pissoirs erforderlich. Sollte die Anzahl 

nicht erhöht werden, müssten die Behindertentoiletten mit einem Euroschlüssel gegen unbefug-

tes Benutzen gesichert werden, denn Menschen mit Gehbehinderungen seien nicht nur auf sau-

bere, sondern auch auf schnell verfügbare Toiletten angewiesen. Einer der Toilettenräume für 

Menschen mit Behinderung sollte mit einer Liege ausgestattet werden. 

An der Kasse müssten Induktionsschleifen und Akustikdecken eingebaut werden. Im Museums-

bereich sollten für die Besucher Audioguides in leichter Sprache und mehrsprachig angeboten 

werden. 

Auch die Freischank- und Veranstaltungsfläche vor der mittleren Montierung müsse barrierefrei 

ausgeführt werden. 

Es sollten mehr behindertengerechte Parkplätze zur Verfügung stehen.  

Der gesamte Weg von den behindertengerechten Parkplätzen zum Eingang müsse erschütte-

rungsarm, eben und sicher befestigt sein. 

 

Der Bahnpark sei mit öffentlichen Verkehrsmitteln nur unzureichend erschlossen. Die Anzahl der 

Parkplätze werde daher insgesamt als zu gering erachtet. 

 

Hinsichtlich des Verdachts einer eisenbahnfremden Nutzung wird auf die obigen Ausführungen 

unter A. verwiesen. 



 
 

– 29 – 

 

Wie bereits unter F.4. ausgeführt, sind hinsichtlich der Museumsgebäude und der Zuwegungen 

innerhalb des Museumsgeländes die Rechtsgedanken des Art. 48 Abs. 2 Satz 1, Satz 2 Nrn. 1 

und 3 und Abs. 4 BayBO maßgeblich, wobei auch diese Vorschriften gem. Art. 1 Abs. 2 Nr. 1 

BayBO nicht direkt, sondern nur sinngemäß gelten. Es besteht vorliegend keine unbedingte 

Pflicht, das Museum selbst vollständig barrierefrei zu gestalten. Die Antragstellerin hat auch im 

vorliegenden Verfahren nachvollziehbar ausgeführt, dass sie derzeit angesichts der hohen Bau-

kosten und der zusätzlichen Erschwernisse durch denkmalschutzrechtliche Anforderungen aus 

wirtschaftlichen Gründen nicht in der Lage ist, sämtliche Maßnahmen umzusetzen, die für eine 

vollständige Barrierefreiheit des Museums erforderlich sind, dies allerdings schrittweise anstrebt.  

 

Die Installierung eines Blindenleitsystems ist nicht im gesamten Areal vollständig umsetzbar, da 

die Böden denkmalgeschützt und uneben nicht zuletzt wegen inliegender Schienen und Schwel-

len und des Kopfsteinpflasters sind. 

 

Wie ebenfalls bereits unter F.4. ausgeführt, ist die Nebenbestimmung II.6.1 des Planfeststel-

lungsbeschlusses vom 18.12.2017, die festlegt, dass die Antragstellerin entsprechend ihrer wirt-

schaftlichen Möglichkeiten im Innenbereich der Gebäude Dampflokhalle und Rundhaus Europa 

sowie bei der Zuwegung zwischen diesen Gebäuden schrittweise eine vollständige Barrierefrei-

heit nach den technischen Bestimmungen der BayBO und den dazugehörigen Bauvorschriften 

und DIN-Normen herzustellen und in jährlichem Abstand nach Aufnahme des Museumsbetriebs 

dem Behindertenbeirat der Stadt Augsburg und dem Bayerischen Blinden- und Sehbehinderten-

bund e. V. über den Stand der Umsetzung der Maßnahmen und ihre wirtschaftlichen Möglichkei-

ten Bericht zu erstatten hat, so lange bis diese Organisationen bestätigen, dass eine ausreichen-

de Umsetzung der Barrierefreiheit erfolgt ist, nach wie vor in Kraft. Auch diesen Einwendern wird 

empfohlen, sich mit ihren weiteren Anregungen zur Barrierefreiheit an diese Behindertenorgani-

sationen zu wenden, damit diese, soweit sie sie für zielführend halten, sie im Laufe der nächsten 

Jahre durchsetzen. 

Auf die weiteren Ausführungen zur Barrierefreiheit unter F.4. wird im Übrigen verwiesen. 

 

 

H. Gesamtergebnis 

 

In der im Planfeststellungsverfahren zu leistenden Abwägung der öffentlichen Belange in betrieb-

licher, baulicher, verkehrlicher und wirtschaftlicher Hinsicht sowie der öffentlichen und privaten 

Belange untereinander überwiegen die öffentlichen Belange zugunsten der Planänderung. 

Die beantragten Änderungen haben sich als notwendig und in der Abwägung vorzugswürdig her-

ausgestellt, um das Vorhaben einschließlich der notwendigen Folgemaßnahmen bestmöglich und 

nach den geltenden Regeln der Technik realisieren zu können. Die Änderungen sind Optimierun-

gen, deren Möglichkeit und Notwendigkeit im Lauf der Zeit des Museumsbetriebs erkannt wurde 

und die zu einer Aufwertung des kulturellen Werts des Eisenbahnmuseums führen. Insgesamt 

gesehen sind durch die genehmigten Maßnahmen unter Maßgabe der festgesetzten Nebenbe-

stimmungen keine erheblichen negativen Auswirkungen auf umweltbezogene und weitere 

Schutzgüter zu erwarten. 

Die Pläne können somit unter den aufgeführten Nebenbestimmungen festgestellt werden. 
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I. Kosten 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 18 AEG i. V. mit Art. 1, 2 Abs. 1 Satz 1 und 10  

Abs. 1 Nr. 2 und 3. des Kostengesetzes (KG). Die Höhe der Kosten wird mit gesondertem Be-

scheid festgesetzt. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung:  

Gegen diesen Änderungsplanfeststellungsbeschluss kann Klage erhoben werden. Die Klage  

muss schriftlich innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Beschlusses beim Bayeri-

schen Verwaltungsgerichtshof in München, Ludwigstraße 23, 80539 München (Postanschrift: 

Postfach 34 01 48, 80098 München), erhoben werden. Die Klage kann beim Bayerischen Verwal-

tungsgerichtshof auch elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der Verwaltungsge-

richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. In der  

Klage muss der Kläger, der Beklagte (Freistaat Bayern) und der Gegenstand des Klagebegeh-

rens bezeichnet werden, ferner sollen ein bestimmter Antrag gestellt und die zur Begründung 

dienenden Tatsachen und Beweismittel angegeben werden. Der Klageschrift soll dieser Planfest-

stellungsbeschluss beigefügt werden - in Urschrift, in Abschrift oder in Ablichtung -, ferner, soweit 

die Klage schriftlich erhoben wird, zwei Abschriften oder Ablichtungen der Klageschrift für die 

übrigen Beteiligten.  

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung  

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und  

entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  

- Seit 01.01.2022 muss der in § 55d der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) genannte Perso-

nenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  

- Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung sind der Internetpräsenz  

der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen.  

- Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit  

01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.   

 

 

Possart  

Regierungsdirektor 


